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Das neue sächsische Landes-Nivellement.

Von Oberregierungsbaurat Richter, Dresden.

Einleitung.

Als Grundlage für die Höhenmessungen in Sachsen diente bis in das letzte Jahrzehnt das in den Jahren 1865—74 geschaffene Landesnivellement, das seine Entstehung der Europäischen Gradmessung verdankte. Die Ergebnisse dieses Nivellements sind im 4. Bande des Werkes: „Astronomisch-Geodätische Arbeiten für die Europäische Grad-rnessung im Königreiche Sachsen“ veröffentlicht und in der Zeitschrift für Vermessungswesen, Jahrg. 1886 S. 541 f. ausführlich besprochen worden. Es erübrigt sich deshalb, hier näher darauf einzugehen.

Im Laufe der Jahre war eine große Zahl der Höhenmarken des Landesnivellements vernichtet worden, so daß sich bei Ausführung von Höhenaufnahmen meist umfängliche Anschlußmessungen nötig machten. Um dem vielfach hervorgetretenen Bedürfnis nach einer größeren Zahl von Höhenfestpunkten Rechnung zu tragen, ist vom Sächsischen Landesvermessungsamte das neue Höhennetz geschaffen worden. Die Vorarbeiten hierzu wurden im Jahre 1909 aufgenommen. Mit den eigentlichen Nivellementsarbeiten wurde dann im folgenden Jahre begonnen. Infolge des Krieges mußten sie auf mehrere Jahre unterbrochen werden und sind im Jahre 1927 im wesentlichen zum Abschluß gelangt. Die Arbeiten sind unabhängig vom alten Landesnivellement auf völlig neuer Grundlage durchgeführt worden. Die Höhenfestpunkte des alten Nivellements wurden jedoch, soweit sie noch vorhanden waren, entweder durch unmittelbare Anschlußmessungen oder durch Einrechnung, in das neue Höhennetz einbezogen.

Das Nivellement gliedert sich in das in der Übersicht dargestellte grundlegende Hauptnetz (Nivellement 1. Ordn.), das Eisenbahnnivellement (Nivellement 2. Ordn.) und das zur weiteren Verdichtung der Netze 1. und 2. Ordnung geschaffene Nivellement 3. Ordnung. Die Nivellementszüge 1. und 3. Ordnung sind entlang der Staatsstraßen und geeigneter Gemeindewege, die Eisenbahnnivellements auf sämtlichen Eisenbahnlinien geführt worden. Das Hauptnetz ist als Schleifen-
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nivellement angelegt, das streng nach der Methode' der kleinsten Quadrate ausgeglichen wurde. In dieses sind die Eisenbahnnivellementszüge als Liniennivellement eingerechnet, und diese wieder bilden zusammen mit dem Hauptnetz die Grundlage für das Netz 3. Ordnung. Das so entstandene, dichtmaschige Netz von Nivellementslinien hat eine Gesamtlänge von rund 8 600 km; davon entfallen 5 200 km auf die Straßenzüge und 3 400 km auf die Eisenbahnnivellements. Die Anzahl der geschaffenen Höhenfestpunkte beträgt nahezu 15 000, so daß auf 1 qkm etwa 1 Festpunkt kommt.

Im folgenden soll über das Nivellement 1. Ordnung, insbesondere über die Vermarkung der Höhenpunkte, die verwendeten Instrumente und Geräte, die Ausführung der Messungen, die Ausgleichung und die erreichte Genauigkeit das Wesentlichste mitgeteilt werden. Über das Nivellement 2. u. 3. Ordnung wird später ein besonderer Bericht folgen.

Vermarkung.

Die Höhenpunkte sind in der Regel durch Kugelbolzen mit Nummer
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(Nummerbolzen) vermarkt,, die aus Gußeisen mit schmiedeeisernem Kern bestehen und in Ab ständen von ungefähr 2 km horizontal in feste Baulichkeiten eingesetzt worden sind (Abb. 1). Wo geeignete. Bauwerke nicht vorhanden waren, insbesondere außerhalb der Ortschaften, sind die Nummerbolzen an hierfür besonders errichteten Nivellementspfeilern, Granitsäulen von 0,90 m Länge und einem quadratischen Querschnitt von 0,25 m Seitenlänge, angebracht worden (Abb. 2). Die Standorte für diese Pfeiler wurden an der Material-
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Abb. 2




bankettseite der Landstraße in der Flucht der Baumreihe gewählt. Um ein Senken oder Neigen der Pfeiler zu verhindern, sind sie in einen Betonblock eingesetzt, dessen Ausmaße aus der Abbildung ersichtlich sind. Ungefähr alle 10 km und da, wo mehrere Züge in einem Knotenpunkte zusammenlaufen, ist der Höhenpunkt durch einen größeren Messingbolzen vermarkt, der aus einem gußeisernen Schaft mit Querriegel und einem messingnen Kopf besteht (Abb. 3). Es war vorgesehen, nach Beendigung der Arbeiten auf der Stirnseite dieser Messingbolzen die ermittelte Höhenangabe über N. N. einzugravieren. Die Durchführung mußte bisher aus

Mangel an Mitteln unterbleiben. Für das Einsetzen der Messingbolzen sind hauptsächlich öffentliche Gebäude, wie Kirchen, Schulen, Rathäuser, gewählt worden. Der durch den Messingbolzen festgelegte Höhenpunkt ist durch zwei in nächster Nähe angebrachte Bolzen ohne Nummer (Ver-

sicherungsbolzen, Abb. 4) noch besonders gesichert worden. Das Festpunktnetz ist durch Zwischenpunkte verdichtet, die durch Kugelbolzen

ohne Nummer an geeigneten Bauwerken (Gebäuden, Brücken, Mauern) vermarkt und so verteilt sind, daß zwischen zwei Nummerbolzen in der Regel zwei Zwischenpunkte fallen.
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Bei allen Höhenbolzen bezeichnet der höchste Punkt des Bolzenkopfes den Höhenpunkt, auf dem die Nivellierlatte aufzusetzen ist. Die Höhenfestpunkte werden, soweit sie durch Messing- and Num

merbolzen festgelegt sind, einmal jährlich durch die Gemeindebehörden besichtigt. Außerdem haben die in Frage kommenden Behörden und Grundstücksbesitzer alle geplanten baulichen Veränderungen, die den Höhenbolzen gefährden könnten, rechtzeitig dem Landesvermessungsamte mitzuteilen, das die Verlegung und Neubestimmung des Höhenbolzens vornimmt.
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Instrumenteund Geräte.

Die beiden für das Hauptnivellement benutzten, gleichartigen, Nivellierinstrumente (Abb. 5) entstammen den feinmechanischen Werkstätten

von Hildebrand in Freiberg/Sa. Das in seinen Lagern drehbare und umlegbare Fernrohr hat eine 36fache Vergrößerung. Die Brennweite des Objektivs beträgt 410 mm, seine Öffnung 36 mm. Mit dem Fernrohr ist die Nivellierlibelle, die als Hängelibelle angebracht ist, fest verbunden. Zu ihrer Feineinstellung dient eine feingängige Kippschraube. Die Stellung der Libellenblase kann mit Hilfe eines seitlich angebrachten Ablesespiegels vom Okular aus an der Teilung abgelesen werden. Die Empfindlichkeit der mit Kammer versehenen Libellen der beiden Instrumente beträgt 5". 6 bzw. 5". 8 auf ein Teilstrichintervall von 2.26 mm. Sie wurde vor Beginn der Feldarbeiten auf dem Libellenprüfer ermittelt. Das Fadennetz des Fernrohrs besitzt außer dem vertikalen zwei horizontale Fäden, die zur Einstellung der Lattenstriche dienen. Die zu den Nivellierinstrumenten gehörigen Stative sind mit tellerförmigem Stativkopf aus Gußeisen ausgestattet und kräftig gebaut, so daß auch bei Wind der ruhige Stand des Instrumentes gewährleistet ist.
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Abb. 5




Die für das Hauptnivellement verwendeten beiden Nivellierlattenpaare (1,2 und 3,4) sind von der Firma Bamberg, Friedenau bezogen worden. Es sind Holzlatten von 3 m Länge mit Strichteilung (Abb. 6).
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Die 1 mm breiten Striche sind im Abstand von 1/2 cm in das Holz eingefräst. Die Teilpunkte werden durch die Strichmitten bezeichnet. Die Latten sind als Wendelatten eingerichtet. Die Teilung ist dezimeterweise, auf der Vorderseite von unten nach oben, auf der Rückseite von oben nach unten, beziffert. Der Nullpunkt der Teilung sollte mit dem Aufsatzpunkte der Latte (in der Regel die Mitte der unteren Lattenendfläche) zusammenfallen. Dies ist nicht genau der Fall, wie die nachstehende Zusammenstellung (Tabelle 1) zeigt. Sie enthält die Mittelwerte der in jedem Jahr vor Beginn und nach Beendigung der Feldarbeiten ermittelten Nullpunktsverbesserungen für die beim Hauptnivellement benutzten Latten. Soweit der Nullpunktsfehler bei Ausführung des Nivellements nicht eliminiert wurde (ungerade Anzahl der Aufstellungen zwischen zwei Festpunkten), ist er in Rechnung gestellt worden. Zu seiner Ermittelung wurde ein von der Firma Hildebrand, Freiberg, hierfür besonders angefertigter Maßstab benutzt. Auf den Vorderseiten der Latten sind im Abstand! von ungefähr 1 m 3 Metal Iplättchen mit eingerissenem Strichkreuz eingelassen, die zur Bestimmung des Lattenmeters dienen. Die Prüfung des Lattenmeters beschränkte sich während der Feldarbeiten auf die Messung des Markenabstandes mit einem Normalmeter. Diese Messung ist in ebenem Ge

lände in der Regel zweimal, im Gebirge dreimal täglich ausgeführt wor-

Tabelle 1


	
Jahr
	
1
	
Latte


	
2
	
3
	
4


		
mm
	
mm
	
mm
	
mm


	
1910
	
+ 0 13
	
— 0 05
	
4-0 06
	
0.00


	
1911
	
+ 0.24
	
— 0.04
	
4- 0.02
	
— 0 01


	
1912
	
+ 0.33
	
+ 0.09
	
4- 0.13
	
4- 0.10


	
1913
	
+ 0.35
	
4-0 08
	
4- 0.09
	
4- 0.08


	
1914
	
+ 0.40
	
+ 0.07
	
+ 0.10
	
4- 0.08


	
191 9
	
+ 0.39
	
4- 0.06
	
4-0 08
	
4- 0.08


	
1920
	
+ 0.42
	
4- 0.08
	
4- 0.12
	
4- o.io


	
1921
	
+ 0.40
	
4- 0.08
	
4- 0.28
	
4- 0.19




Tabelle 2


	
Jahr
	
Latte
	
Dauer der Feld-arbeiten
	
Latte
	
Dauer der Feldarbeiten


	
1
	
2
	
3
	
4


		
mm
	
mm
	
Monate
	
mm
	
mm
	
Monate


	
1910
	
0.271
	
0 292
	
5.3
	
0.255
	
0.270
	
5.0


	
1911
	
0.334
	
0.337
	
3.3
	
0.206
	
0.239
	
5.5


	
1912
	
0.518
	
0.576
	
6.6
	
0.272
	
0.318
	
6.2


	
1913
	
0.284
	
0.266
	
6.9
	
0.201
	
0.262
	
6.9


	
1914
	
0.128
	
0.123
	
2.6
	
0.219
	
0.239
	
3.5


	
1919
	
0.121
	
0 124
	
4.6
	
0.211
	
0 254
	
4.7


	
1920
	
0.223
	
0.228
	
2.8
	
0.150
	
0.183
	
5.6


	
1921
	
0134
	
0.115
	
2.4
	
0.134
	
0.148
	
2.3




	
den. Der Unterschied zwischen mittlerem Markenabstand und mittlerem Lattenmeter wurde vor Beginn der Feldarbeiten aus einer grö-ßeren Anzahl von Beobachtungen ermittelt und für die Dauer •I der örtlichen Arbeiten als konstant angenommen. Die während der Feldarbeiten in jedem Jahr festgestellten größten Änderungen des Lattennieters sind für die beim Hauptnivelle-(J   ment benutzten Latten in der vorstehenden Tabelle 2 zusam-a     mengestellt. Die Dauer der Verwendung im Felde ist für jedes Lattenpaar beigefügt.
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Ausführung des Nivellements.

Beim Hauptnivellement ist das Nivellierverfahren mit Libellenausschlägen in Verbindung mit Strichlatten angewendet. worden. Hierbei wird der horizontale Doppelfaden des Fernrohres auf den entsprechenden Lattenstrich eingestellt und der Stand der Libellenblasenenden an der durchlaufenden Libellenteilung abgelesen. Die Beobachtungen erfolgten zunächst an den Vorderseiten der Latten — Rückblick, Vorblick — und dann an den Rückseiten in umgekehrter Reihenfolge — Vorblick, Rückblick —. Vor Ausführung des Nivellements wurden die Standorte von Instrument und Latten abgemessen, um die Gleichheit der Zielweiten sicher zu stellen. Die größte zulässige Zielweite war auf 50 m festgesetzt. Infolge der Geländeverhältnisse mußten meist kleinere Zielweiten genommen werden. Das von einem Stationsort vorwärts ausgeführte Nivellement wurde anschließend in umgekehrter Richtung wiederholt. Während der Arbeit wurde ein Gerätewagen mitge-führt, der für den Transport der Latten mit einer eisernen Schiene versehen war. Diese diente auch bei der Lattenprüfung als Unterlage. Das Instrument blieb während der Arbeit auf dem Stativ, das mittels eines Zapfens in senkrechter Lage auf der Schulter getragen werden konnte. Die Aufstellung des Stativs erfolgte in der Weise, daß dasselbe

Stativbein immer derselben Latte zugewendet war. Zur Erläuterung dient die nebenstehende Skizze, in der Lj und Lu die Standpunkte der Latten 1 und 2 und J die Instrumentenaufstellungen bedeuten. (Stativbein a ist stets nach Latte 1 gerichtet.) Durch diese Anordnung werden bekanntlich einseitig wirkende Fehler infolge Einsinkens des Stativs vermieden. Für das Aufstellen der Latten auf den Wechselpunkten dienten eiserne Lattenuntersätze mit konisch abgerundetem Kopf. Das Abgleiten wurde durch einen Führungsring verhindert. Um den ruhigen Stand der Latten während der Beobachtungen auch bei Wind zu sichern, wurden zwei Lattenstützen benutzt.

Ausgleichung und Genauigkeit.

Die Ausgleichung des Hauptnetzes erfolgte nach dem für bedingte Beobachtungen geltenden Ausgleichungsverfahren. Die Gewichte der einzelnen Linien sind umgekehrt proportional den Längen angenommen worden. Der Einfluß der normalen Änderung der Schwere wurde bei der Berechnung des Hauptnetzes berücksichtigt. Für den Anschluß an das Höhennetz des Reichsamts für Landesaufnahme (ehemalige Landesaufnahme Preußen) sind die Höhenmarken an den Kirchen zu Lützen, Schkeuditz und Weltewitz bei Leipzig, zu Elsterwerda und Reichenbach (Lausitz) benutzt worden. Bei Durchführung der Ausgleichung (1922) lagen für diese Anschlußpunkte nur die Höhen „im alten System“ vor, die unverändert übernommen wurden. Es ist davon abgesehen worden, an den Höhenunterschieden der in Frage kommenden preußischen Linien die Korrektion wegen der normalen Änderung der Schwere anzubringen. Für die Höhenangaben im sächsischen Netz gilt demnach der Preußische Landeshorizont mit Normal-Null als Ausgangspunkt.

Für die Beurteilung der Genauigkeit vor der Ausgleichung dient der mittlere Fehler für das Doppelnivellement von 1 km Länge, der sich aus den Unterschieden der Hin- und Hermessungen ergibt. Dieser mittlere Fehler beträgt, berechnet aus den Unterschieden der 2 km-Strecken (Anzahl 787) — 0.59 mm, und aus den Unterschieden der Schleifenlinien (Anzahl 45 von rd. 37 km Durchschnittslänge) — 0.78 mm. Aus der Netzausgleichung hat sich der mittlere Kilometerfehler zu — 1.26 mm ergeben. Hierin kommt der Anschlußzwang mit zum Ausdruck. Eine zweite ohne Anschluß durchgeführte Ausgleichung ergab — 0.83 mm. Die Genauigkeit des sächsischen Nivellements 1. Ordnung wird demnach durch den Anschlußzwang nicht unwesentlich herabgemindert Der Grund hierfür ist wohl darin zu suchen, daß die benutzten preußischen Anschlußpunkte verschiedenen Netzteilen angehören und die Ausführung der Messungen für diese Netzteile Jahrzehnte zurückliegt. Gegenüber dem alten Landesnivellement mit einem mittleren Kilometerfehler von — 3.50 mm weist das neue. Feinnivellement eine erhebliche Genauigkeitssteigerung auf. Für einige größere Nivellementszüge wurden noch die mittleren Fehler nach der Ausgleichung berechnet. Sie sind in der nachfolgenden Tabelle zusammengestellt.

Das sächsische Hauptnivellement genügt auch den Bedingungen, die in der Sitzung vom 25. Sept. 1912 der 17. Konferenz der Internationalen Erdmessung für „Nivellements von hoher Präzision“ auf-
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Tabelle 3


	
Zug
	
Länge
	
Mittlerer Fehler
	
Bem.


		
km
	
mm
	
über


			
±
	

	
Reichenbach-Königstein
	
87.0
	
6.74
	
Neusalza


	
Elsterwerda-Hammer-

unterwiesenthal
	
204.2
	
9.50
	
Sayda


	
W eltewitz-Chemnitz
	
120.4
	
6.88
	
Wurzen


	
Lützen-Adorf
	
248.5
	
11.03
	
Greiz




gestellt worden sind. Nach den dort festgesetzten Formeln ergibt sich für das sächsische Nivellementsnetz 1. Ordnung der mittlere, zufällige Fehler zu nr = — 0.55 mm, der mittlere, systematische Fehler zu OR = — 0.10 mm, während zulässig sind — 1.5 bezw. — 0.3 mm.

Die vorstehenden Ausführungen dürften dargetan haben, daß das sächsische Nivellement 1. Ordnung alle Anforderungen erfüllt, die gegenwärtig hinsichtlich der Genauigkeit der Höhenbestimmung und der Vermarkung der Höhenfestpunkte an ein Feinnivellement gestellt werden.


Baulandumlegung.

Von Oberregierungsrat Karl Lenert, Speyer a. Rh.

Am Schlüsse seines Aufsatzes in Heft 20 des Jahrganges 1930 der Zeitschrift für Vermessungswesen spricht Herr Vermessungsrat S c h r ö d e r, Bielefeld, den Wunsch aus, „daß auch die nicht preußischen Kollegen zu den angeschnittenen Fragen Stellung nehmen möchten“. Ich glaube diesem Wun-sehe durch nachstehende V eröffentl ichun g Rechnu ng zu tragen.

In Bayer n hat das „Gesetz über die Erschließung von Baugelände“ vom 4. Juli 1923 das sog. Bauland u mlegungsge-setz trotz der großen Vorteile, die es bietet, noch nicht die Beachtung gefunden, die es verdient. Auf das Gesetz selber will hier nicht eingegangen werden, nachdem darüber in Heft 1 und 2 des Jahrganges 1924 der Zeitschrift für Vermessungswesen ausführlich berichtet wurde. Es soll hier nur die A n w e n d u n g des Gesetzes an einigen Beispielen gezeigt werden.

[image: ]

Silo 1.




Bild 1 veranschaulicht ein Unternehmen aus einer Landgemeinde mit vorwiegend Arbeiterbevölkerung. Es fanden zwei Tagfahrten statt. Sämtliche Beteiligten stimmten schließlich zu. Dem Umlegungsausschüsse gehörten 2 Vertreter der beteiligten Grundeigentümer an.


	
Beteiligte
	
Eingelegte

Fläche
	
Zugeteilte Fläche
	
Zum Gemeinbedarf abzutretende Fläche = 14.66 % der eingelegten Fläche
	
Bemerkungen


		
ha
	
ha
	
ha
	

	
A

B
	
0,145

0,232
	
0.139 ])

0,198
	
0.021

0.034
	
1) 0.015 ha Mehrzuteilung. Hierfür 770 RM. Geldlei-


	
C
	
0,231
	
0,197
	
0.034
	
stung.


	
D
	
0,232
	
0,198
	
0.034
	

	
Gemeinde (Bauland) (Wege)
	
1.451 |

0,042 J
	
1,259 2)
	
0.219
	
2) 0.015 ha Minderzuteilung.Hierfür 770 RM. Geldentschädigung.


	
Sa,
	
2.333
	
1.991
	
0.342
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B i 1 d 2 stellt eine Baulandumlegung in einer Mittelstadt dar. Bei der Neueinteilung mußte auf das bereits vorhandene Gebäude des A Rücksicht genommen werden. Zwang war nicht notwendig.


	
Beteiligte
	
Eingelegte Fläche
	
Zugeteilte Fläche
	
Zum Gemeinbedarf abzutretende Fläche = 21.6 % der eingelegten Fläche
	
Bemerkungen


		
ha
	
ha
	
ha
	

	
A
	
0.249
	
0.195
	
0,054
	

	
B
	
0.246
	
0.193
	
0.053
	

	
C
	
0.286
	
0,224
	
0,062
	

	
E
	
0.734
	
0.575
	
0,159
	

	
F
	
0.495
	
0.388
	
0,107
	

	
Sa.
	
2.010
	
1.575
	
0,435
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B i 1 d 3 zeigt den Fall einer Baulandumlegung kleineren Umfanges mit nur 2 Beteiligten. Die Antrag Stellung ging von dem Grundeigentümer A aus, der gezwungen war, zu bauen, aber nicht bauen konnte, da nach dem Baulinienplan fast sein ganzes Grundstück in die projektierte Straße fiel und der Grundeigentümer B nicht zu bewegen war, ihm die erforderliche Fläche im Kauf- oder Tauschwege abzutreten. Es bedurfte langwieriger Verhandlungen, bis B dazu gebracht wurde, dem Unternehmen zuzustimmen.


	
Beteiligte
	
Eingelegte

Fläche
	
Zugeteilte Fläche
	
Zum Gemeinbedarf abzutretende Fläche = 28.87 % der eingelegten Fläche
	
Bemerkungen


		
ha
	
ha
	
ha
	

	
A
	
0.478
	
0.340
	
0.138
	

	
B
	
1.084
	
0.771
	
0,313
	

	
Sa.
	
1.562
	
1,111
	
0.451
	



Erklärung zu den Bildern: In den beigegebenen Bildern bedeuten die gestrichelten Linien die Grenzen vor der Neueinteilung, die ausgezogenen Linien die Grenzen nach der Neueinteilung. Die durchstrichenen Buchstaben beziehen sich jeweils auf das ganze, durch gestrichelte Linien dargestellte Grundstück, in das sie eingeschrieben sind. Die Kreuze zeigen an, daß die betr. Grenzen künftig wegfallen.

ZeiesshritwÜsen Schulze. Die Siedlungsgesetzgebung in Anhalt etc.

1931.


Die Siedlungsgesetzgebung und ihre praktische Durchführung in Anhalt1).

Von Vermessungsrat Wilhelm Schulze, Dessau.

Das durch Gesetz vom 23. Juni 1919 geschaffene Anhaitische Landessiedlungsamt hat die Aufgabe, alle auf dem Gebiete des Siedlungswesens, insbesondere der ländlichen Arbeiter- und Bauernsiedlung vorkommenden Arbeiten zu erledigen. In den vier Jahren von 1919 bis 1923 war teilweise eine so große Arbeitslast zu bewältigen, daß die Beamten und Angestellten des Landessiedlungsamtes ihrer Arbeit nicht Herr geworden wären, wenn ihnen nicht die Genugtuung vorgeschwebt hätte, durch die notwendig gewordene Siedlungstätigkeit ein großes Stück Volkswirtschaftsarbeit leisten zu dürfen. Bereits in den letzten Kriegsjahren machte sich ein gewisser Landhunger bemerkbar, da die Lebensmittelnot immer größere Ausmaße erreichte und jeder danach hinstrebte, durch L a n d bewirtschaftung und Viehhaltung Ei-genversorger zu werden. Die Reichs- und Länderregierungen sahen sich schließlich veranlaßt, durch Herausgabe von entsprechenden Verordnungen den immer größer werdenden Siedlungsbestrebungen gesetzliche Bahnen zu geben.

Auch in Anhalt ist von der damaligen Herzoglichen Regierung ein Gesetz geschaffen worden, wonach allen Interessenten Gelegenheit gegeben wurde, mit behördlicher Unterstützung in den Besitz von Pachtland zu gelangen, bzw. Wohn- und Wirtschaftssiedlungen mit kleineren oder größeren Landzulagen zu errichten oder zu erwerben. Es ist dies das sehr umfangreiche Anhaitische Siedlungsgesetz vom 22. Oktober 1918, das heute noch in Kraft ist. In diesem Gesetze ist unter anderem bestimmt, daß gemeinnützige Siedlungsgesellschaften gebildet werden sollen, die neben dem Staat die Förderung des Siedlungswesens zu betreiben haben. Insbesondere soll nach Teil 2 dieses Gesetzes die Wohnheimstättensiedlung gefördert werden, wozu auch weitgehendste, geldliche Unterstützungen für die Siedlungslustigen vorgesehen sind. Zur praktischen Durchführung nach diesem Gesetze ist es fast nicht gekommen, da später eine Spezialgesetzgebung dieses Gesetz überholt hat.

Als wichtigstes Gesetz, das nach dem Kriege auf dem Gebiete des ländlichen Siedlungswesens erlassen ist, muß das Reichssiedlungsgesetz vom 11. August 1919 angesehen werden. Durch dieses Gesetz ist bestimmt worden, daß innerhalb des deutschen Reiches alle großen Güter von 400 Morgen an aufwärts verpflichtet sind, bezirksweise sich zu Landlieferungsverbänden zusammenzuschließen, die auf-Verlangen der gemeinnützigen Siedlungsunternehmen das für landwirtschaftliche Neusiedlungs- und Anliegersiedlungszwecke benötigte Land zu beschaffen haben. Vor dem Kriege lag die Beschaffung von Ansiedlungen und Rentengütern in den Händen der Ansiedlungskom-mission. Diese Ansiedlungskommission war durch die Gesetze vom 27. Juni 1890 und 7. Juli 1891 ins Leben gerufen worden und hat große Ansiedlungen — meistenteils ganze Ortschaften — fast ausschließlich in den preußischen Ostprovinzen aufgeführt. Diese Siedlerstellen bzw. Rentengüter wurden schlüsselfertig hergestellt und standen allen solchen Siedlungslustigen zur Verfügung, die landwirtschaftlich vor-gebildet waren und eine verhältnismäßig geringe Anzahlung leisten konnten. Es ist diesen Siedlern fast ausnahmslos in Folge der günstigen Kaufbedingungen in verhältnismäßig kurzer Zeit gelungen, vorwärts zu kommen und eine gute Existenz zu gründen. Durch den unglücklichen Ausgang des Weltkrieges für Deutschland hat leider die größte Mehrheit dieser Ansiedler ihre ihnen lieb gewordenen Hofstätten verlassen müssen. Diese armen, entrechteten Menschen mußten in großen Sammellagern untergebracht werden, wo sie mit mehr oder weniger großer Ungeduld des Augenblicks harrten, bis ihnen eine neue Stelle, ein neues Heim überwiesen wurde. Die deutschen Länder und die durch Reichssiedlungsgesetz gebildeten gemeinnützigen Siedlungsunternehmen haben es sich dann auch angelegen sein lassen, den heimatlosen Familien wieder zu einer eigenen Scholle zu verhelfen.

Neben diesen Siedlerstellenbewerbern wurde kurz nach dem Kriege auch noch in vielen andern Menschen der Wunsch lebendig, ein eigenes Heim auf dem Lande zu gründen. Für die meisten dieser Siedlungslustigen war aber die damalige Nahrungsmittelnot der alleinige Antrieb, der ihren Sinn auf das Land richten ließ. Unter den Bewerbern befanden sich nicht selten solche, die nur einmal einen Schrebergarten bewirtschaftet hatten und nun glaubten, die Landwirtschaft von heute auf morgen erlernen zu können, ohne zu bedenken, daß eine wirkliche Kenntnis des Landlebens mit seinen schweren und oft eintönigen Arbeiten erforderlich ist. Viel zu wenig ist auch immer von den Siedlern dein Umstande Bedeutung beigemessen worden, daß der Siedler eine tüchtige Frau haben muß, die bereit ist, dauernd selbständig mitzuarbeiten.

Dies vorausgeschickt, möchte ich nunmehr in nachstehendem

	
a)    die Neusiedlung,


	
b)    die Anliegersiedlung,


	
c)    die Kleinpacht- und Kleingartenlandsiedlung, und


	
d)    die Wohnsiedlung



an Hand der gesetzlichen Bestimmungen näher behandeln. Wie ich schon sagte, ist durch das Reichssiedlungsgesetz die Möglichkeit gegeben, neue Bauernhöfe zu schaffen und landwirtschaftliche Kleinbetriebe, die über noch nicht genügend Land verfügen, durch weitere Landzulage bis zur Höhe der sogenannten selbständigen Ackernahrung existenzfähig zu machen. Zur Durchführung dieser Maßnahmen ist in Anhalt die Siedlungsgesellschaft Anhaltland m. b. H. als gemeinnütziges Siedlungsunternehmen im Sinne des R.S.G., gegründet worden. Das Siedlungsunternehmen soll in erster Linie pachtfrei gewordene Staatsdomänen aufkaufen und diese in landwirtschaftliche Siedlerstellen aufteilen. Die Durchführung dieser Aufgabe begegnete in Anhalt im Hinblick auf die Intensivität seiner Landwirtschaft besonderen Schwierigkeiten. Da auch die Siedlungsgesellschaft Anhaltland nicht kapitalstark genug gesetzt worden war, so hat ein Erwerb von Staatsdomänen überhaupt nicht stattfinden können. Es ist aus diesem Grunde auch nicht möglich gewesen, die Neusiedlung im großen Maßstabe zu betreiben.

Die Siedlungsgesellschaft Anhaltland hat sich lediglich darauf beschränken müssen, durch Ausübung des ihr nach dem Reichssiedlungs-gesetz zustehenden Vorkaufsrechtes in den Besitz von landwirtschaftlich genutzten Grundstücken zu gelangen, die dann für die Siedlung nutzbar gemacht worden sind. Die Siedlungsgesellschaft Anhaltland hat beim Verkauf von verschiedenen großen Gütern, landwirtschaftliche, Wohn- und Wirtschaftsgrundstücke sowie Ackerländereien erwerben können, die zu landwirtschaftlichen Neusiedlungen ausgebaut worden sind. Es sind dies zwei Siedlerstellen in Lietzo, je eine Siedlerstelle in Dobritz, Natho und Wedlitz. Die beiden Siedlerstellen in Lietzo haben leider infolge der beschränkten Raumverhältnisse die beiden Inhaber auf die Dauer nicht befriedigen können, so daß sich einer der Siedler vor etwa Jahresfrist genötigt sah, seine Stelle aufzugeben und einen Bauernhof in Groß-Mühlingen zu erwerben, allerdings ohne Rentenland. Die beiden Gehöfte in Lietzo sind dann zu, einem vereinigt worden und dem zurückgebliebenen Siedler überlassen. Diese Siedlerstelle umfaßt jetzt ca. 75 Morgen Ackerland und 10 Morgen Wiese und es steht zu erwarten, daß der Inhaber nunmehr gut durchkommen dürfte. Die Siedlerstelle in Wedlitz hat leider infolge unglücklicher Umstände nicht die Land-Ausstattung erhalten können, um dem Inhaber ein gutes Vorwärtskommen zu ermöglichen. Die Siedlungsgesellschaft hat ihr möglichstes getan, doch hat hier der ständige Ausschuß, der in Zwangsfällen einzutreten hat, das erforderliche Ackerland nicht zu solchen Bedingungen verschafft, die nötig waren, um die Siedlerstelle existenzfähig zu machen. Es soll hier versucht werden, dem Siedler fiskalisches Pachtland, das z. Zt. der Magistrat Nienburg noch in Pacht hat, zu verschaffen, damit die Siedlerstelle doch noch lebensfähig wird.

Außer diesen drei Siedlerstellen sind noch vier Neusiedlerstellen auf Rothehaus, sowie eine Siedlerstelle in Gohrau durch Auflösung der Domäne Rehsen gegründet worden. Als im Sommer 1926 der Wörlitzer Winkel durch das Sommerhochwasser schwer heimgesucht wurde, entschloß sich die Anhaitische Staatsregierung, die Eindeichung der Schönitz-Rehsener Niederung durchzuführen. Durch die Herstellung eines neuen Walles sollte für die Zukunft jede Überschwemmungsmög-lichkeit genommen und eine sichere Grundlage den dort vorhandenen, ausschließlich kleinbäuerlichen Existenzen geschaffen werden. Da es gelang, mit der Verwaltung der Domäne Rehsen wegen Aufgabe der Domänenpachtung einig zu werden, war die Bahn frei geworden, um eine durchgreifende Siedlung im Interesse der Landeskultur des Wörlitzer Winkels durchzuführen. Es wurde bestimmt, daß von der rd. 1300 Morgen großen Domäne Rehsen, ein Restgut von rd. 450 Morgen gebildet werden sollte, während das Vorwerk Rothehaus in vier Siedlerstellen mit je 45 Morgen und das Schäfereigrundstück in Gohrau zu einer Siedlerstelle mit rd. 20 Morgen umzubauen waren. Der verbliebene Rest von rd. 650 Morgen wurde als Pachtland zur Auffüllung der kleinbäuerlichen Wirtschaften in den Ortschaften Rehsen, Gohrau, Riesigk, Horstdorf und Kakau bestimmt.

Mit der Durchführung der Ausbauarbeiten der Siedlerstellen auf Rothehaus und in Gohrau wurde die Siedlungsgesellschaft Anhaltland beauftragt. Die neugeschaffenen fünf Bauernstellen sind nach ihrer Fertigstellung als Rentengüter ausgegeben worden. Für den Ausbau wurden rd. 80 000 RM. benötigt. Beim Erwerb jedes der vier Rentengüter auf Rothehaus sind als Anzahlung 10 000 RM. verlangt worden. Als Rente sind 27.— RM. je Morgen bei einer Dauer von 41 Jahren festgesetzt worden. Es ergibt sich hieraus, daß der Staat die alten Baulichkeiten des Vorwerks den Siedlern geschenkt hat. Leider wird aber immer noch von einigen Siedlern darüber geklagt, daß es ihnen nicht möglich ist, auf ihren Wirtschaften ein ausreichendes Auskommen zu finden. Man darf aber wohl behaupten, daß die Siedler bei ordnungsmäßiger Wirtschaftsführung in der Lage sein dürften, lebensfähig zu sein. Über die Neusiedlungsmöglichkeiten in Anhalt möchte ich abschließend zu dem Urteil kommen, daß rentable Neusiedlungen ohne ausreichende Kreditgewährung zu billigem Zinsfüße seitens des Reiches durch die Siedlungsgesellschaft Anhaltland nicht geschaffen werden können.

Ich komme nunmehr zu der Anliegersiedlung. Die Mittel der Landbeschaffung auf Grund des Reichssiedlungsgesetzes sind 1. freihändiger Kauf, 2. das Vorkaufsrecht und 3. die Enteignung. Aber auch zur Anliegersiedlung gehört Geld und nochmals Geld. Da der Siedler nur wenig oder nichts hat, so muß auch für die Anliegersiedlung die Siedlungsgesellschaft kapitalstark sein, um eine durchgreifende Anliegersiedlung im Sinne des Reichssiedlungsgesetzes betreiben zu können. Leider ist aber die Siedlungsgesellschaft Anhaltland im Gegensatz zu den meisten preußischen Siedlungsgesellschaften nicht mit ausreichendem Kredit zu billigem Zinsfüße seitens des Reiches versehen worden, so daß sich die Siedlungsgesellschaft Anhaltland darauf hat beschränken müssen, hier und dort das Vorkaufsrecht für solche Siedler auszuüben, die über eigene Geldmittel verfügten, um die Kaufvertragsbedingungen zu erfüllen. Nur in einigen Fällen hat die Siedlungsgesellschaft Grundstücke auf eigene Rechnung erwerben können, die an Kleinlandwirte zur Hebung ihrer kleinbäuerlichen Betriebe weiter veräußert worden sind.

Bezüglich des Vorkaufsrechtes muß noch ergänzend bemerkt werden, daß nach § 4 des Reichssiedlungsgesetzes dem gemeinnützigen Siedlungsunternehmen bei allen in seinem Bezirk belegenen, landwirtschaftlichen Grundstücken (oder Teilflächen) im Umfang von 25 ha aufwärts das Vorkaufsrecht zusteht. In Anhalt ist diese Bestimmung in der Weise abgeändert worden, daß bereits über Grundstücke im Umfange von 1 ha oder Teile davon das Vorkaufsrecht ausgeübt werden darf. Was bisher in Anhalt auf dem Gebiete der Anliegersiedlung geleistet ist, ist zum überwiegenden Teil dem Entgegenkommen des An-haltischen Staates zu verdanken. Der Staat hat seinen großen Grundbesitz bereitwilligst zur Hebung bestehender Kleinbetriebe zur Verfügung gestellt; sei es, daß die sogenannten Einzelpachtäcker an Landwirte verpachtet worden sind, sei es, daß aus den Domänen erhebliche Teile als Pachtland abgetrennt worden sind, soweit dies ohne Gefährdung der Wirtschaftlichkeit der Domäne möglich war.

Bis vor dem Kriege erfolgte die Verpachtung der fiskalischen Einzelpachtländereien an die bäuerliche Bevölkerung auf 6, gelegentlich, auf 12 Jahre im Meistgebotsverfahren. Diese Maßnahme ist nach dem Kriege mit Beginn der staatlichen Siedlungstätigkeit eingestellt worden. Seitdem werden die Ackerpachtverträge tunlichst ohne öffentliche Verdingung verlängert. In welchem Umfange einer Pachtverlängerung stattzugeben ist bzw. in welcher Weise die Neuverpachtung zu erfolgen hat, muß vom Landessiedlungsamt geprüft und festgesetzt werden. Diese Prüfungen stützen sich auf die Anweisung für das Landessiedlungsamt, betreffend die Befriedigung des Landbedürfnisses der minderbemittelten Bevölkerungsschichten vom 2. Mai 1919, die der damalige Anhaltische Staatsrat auf Grund des § 4 des Anhaltischen Siedlungsgesetzes vom 22.10.1918 herausgegeben, hat. In dieser Verordnung wird die Zuteilung von Pachtland

	
a)    an Arbeiter, Angestellte und Beamte,


	
b)    an Handwerker und Gewerbetreibende und



c) an Kleinlandwirte

gesetzlich geregelt. Im § 1 dieser Verordnung sind über die Höhe der Zuweisungen an die verschiedenen Landbegehrenden-Gruppen Höchstgrenzen festgesetzt. Ferner ist in dieser Anweisung bestimmt, daß die Gemeinden in erster Linie für die Beschaffung des benötigten Pacht-landes Sorge zu tragen haben. Nur in den Fällen, wo es den Gemeinden nicht gelingt, das Land von den größeren Besitzern zu beschaffen, soll das Landessiedlungsamt als Vermittler angerufen werden. Das .Landessiedlungsamt ist aber von sich aus nicht berechtigt, selbst als vertragsschließender Teil aufzutreten. Hierzu ist nach § 2 die Siedlungsgesellschaft Anhaltland oder eine für den betreffenden Kommunalverband gebildete gemeinnützige Siedlungsgesellschaft berufen. Die Gemeinden sind ferner nach dieser Anweisung verpflichtet, die Äcker in Generalpacht zu übernehmen und an die Landbegehrenden zu ortsüblichen, angemessenen Preisen unterzuverpachten. Die Pächter selbst lürfen das Land nur mit solchen Früchten bestellen, die zur Hebung der allgemeinen. Volksernährung dienen. Der Anbau von Handelsgewächsen und sonstigen Sämereien ist untersagt.

Bei der praktischen Durchführung hat sich ergeben, daß die Gemeinden bei der Beschaffung der Kleinpachtäcker nur in wenigen Ausnahmefällen ohne Anrufung des Landessiedlungsamtes ausgekommen sind. Die Landgeber mußten ja auch größten Wert darauf legen, daß die Landzuteilungen von einer unparteiischen Stelle aus nachgeprüft wurden. Fast jeder von den Landbegehrenden glaubte mehr Land bewirtschaften zu können, als bei den oft beschränkten. Räumlichkeiten und der nicht ausreichenden Viehhaltung möglich war. Das Landessiedlungsamt war sich darüber klar, daß eine große Anzahl von den Landbegehrenden nicht in der Lage war, langfristiges Pachtland ordnungsmäßig zu bewirtschaften. Das Landesdielungsamt hat darum auch, soweit es irgend ging, danach hingestrebt, solchen Landbegehrenden, bei denen eine Gewähr für eine gute Bewirtschaftung nicht zu erwarten stand, kurzfristiges Kleinpachtland zu beschaffen. In den Städten und größeren Landgemeinden ha-ben dann auch die Landgeber sich ohne weiteres entschlossen, für eine bestimmte Anzahl von Landhungrigen das Kleinpachtland in Form von zurechtgemachtem Kartoffelland zu überweisen. Da aber den Landhungrigen auch daran gelegen war, Getreide zu ernten, so ist es in verschiedenen Ortschaften nach Übereinkunft mit den Landabgebern möglich gewesen, fertigbestelltes Gerstenland zur Verteilung zu bringen. Diese Ausweisung von fertigem Gerstenland hat sich als besonders segensreich erwiesen, da den städtischen Landbegehrenden hierdurch eine gewisse Viehhaltung, insbesondere das Aufziehen von Schweinen ermöglicht wurde.

Als nun am 31. Juli 1919 von Seiten des Reiches die Kleingarten-und Kleinpachtlandordnung herausgegeben wurde, hatte man in Anhalt auf Grund des Siedlungsgesetzes vom 22. Oktober 1918, sowie der Anweisung vom 2. Mai 1919 bereits umfangreiche Flächen an die landhungrige, minderbemittelte Bevölkerung aus weisen können. Dieses Reichsgesetz sieht vor, daß im Zwangswege Kleingarten- bezw. Kleinpachtland zum Zwecke nicht gewerbsmäßiger Nutzung beschafft werden kann. Wenn auch für die Herausgabe dieses Gesetzes die ungünstigen Ernährungsverhältnisse mit maßgebend gewesen sind, so ist doch in erster Linie daran gedacht worden, durch die Schaffung von Kleingärten die Förderung der Volksgesundheit zu heben und den Bewohnern von großen Städten durch die Beschäftigung und die Freude an der Natur körperliche und seelische Kräftigung angedeihen zu lassen.

Zu diesem Gesetz ist vom damaligen Staatsrat für Anhalt unterm 7. Oktober 1919 eine Ausführungsanweisung erlassen worden. Ich kann auf die einzelnen Paragraphen dieser Anweisung nicht näher eingehen, muß aber hervorheben, daß nach dieser Anweisung Land für Klein-garten anlagen im Wege der Zwangspachtung nur dann aus privatem Besitz beschafft werden darf, wenn im öffentlichen Eigentume befindliche Grundstücke für den bezeichneten Zweck nicht zur Verfügung stehen. Für die Bereitstellung des erforderlichen Landes sind solche Eigentümer oder Nutzungsberechtigte heranzuziehen, die mehr als 400 Morgen Land besitzen. Sofern landwirtschaftliche Betriebe von solcher Größe in dem betreffenden Gemeindebezirk nicht vorhanden sind, kann mit Genehmigung des Anhaltischen Staatsministeriums auch kleinerer Grundbesitz, soweit er mehr als 100 Morgen Fläche umfaßt, in Anspruch genommen werden. Bei der Beschaffung von Land zu kleingärtnerischen Zwecken ist es dem Landessiedlungsamt gelungen, ohne Zwangspachtverträge auszukommen. Wir haben die Freude feststellen zu können, daß alle nach dem Kriege unter Mitwirkung des Landessiedlungsamtes eingerichteten Kleingartenanlagen ohne Ausnahme gute Anlagen geworden sind. Nach dem Stande vom April 1929 sind durch das Landessiedlungsamt rd. 700 Morgen für Kleingartenanlagen zur Ausweisung gelangt. Anhalt umfaßt rd. 618 000 Morgen landwirtschaftlich nutzbare Flächen. Da bis 1919 etwa 1100 Morgen Schrebergartenareal vorhanden war, so ist bei einer Einwohnerzahl von rd. 360 000 die Ausweisung von 10 000 Kleingärten auf einer Fläche von 1800 Morgen als sehr günstiges Ergebnis anzusprechen.

Bezüglich der Beschaffung von Klein p a c h t land, d. h., solchem

Lande, das nur landwirtschaftlich genutzt werden darf, ist unterm 10. Februar 1920 das Anhaltische Kleinpachtlandgesetz erlassen worden. Als Grundlage dieses Gesetzes dient der § 8 der reichsgesetzlichen Kleingarten- und Kleinpachtlandordnung vom 31. Juli 1919. Die Kleinpachtlandäcker können bis zu 2 Morgen Größe an Landbegehrende gegeben werden, soweit diese sonst kein anderes Land in Bewirtschaftung haben. Diese Bestimmung ist noch später durch Verordnung vom 7. Mai 1927 ergänzt worden, so daß an Arbeiter, Angestellte usw. bis zu 5 Morgen ausgewiesen werden können, wenn das Land aus fiskalischem Besitz kommt und in ausreichendem Umfange vorhanden ist. Zur Bereitstellung des Kleinpachtlandes sind, wie auch bei dem Kleingartenlande, Grundbesitzer von 100 Morgen Land an aufwärts verpflichtet. Das Landessiedlungsamt hat auch bei der Beschaffung von Kleinpachtland danach hingestrebt, ohne Zwangsmaßnahmen fertig zu werden. Dank dem Verständnis der abgabepflichtigen Grundbesitzer hat nur in wenigen Fällen der Weg der Zwangspachtung beschritten werden brauchen.

Bei einem Zwangsverfahren ist die landbeschaffende Stelle die zuständige Kreisdirektion bzw. in den vier großen Städten der Magistrat. Diese Stellen sind verpflichtet, den vom Landessiedlungsamt festgesetzten Bedarf durch Ausfertigung eines Zwangspachtvertrages zwischen. dem in Frage kommenden Landbesitzer sowie der betreffenden Gemeinde zu beschaffen. Gegen diesen Zwangspachtvertrag kann seitens der beiden Vertragsparteien innerhalb zweier Wochen Beschwerde beim Landessiedlungsamt erhoben werden. Die Entscheidung des Landessiedlungsamtes ist dann endgültig. Zu diesem Kleinpachtlandgesetze vom 10. Februar 1920 ist unterm 8. Mai 1920 gleichfalls eine Ausführungsanweisung erlassen worden. In dieser Verordnung werden Verhaltungsmaßnahmen bei der Landbeschaffung sowie bezüglich der Bewirtschaftung der Kleinpachtäcker seitens der Pächter gegeben. Als Anlage zu dieser Anweisung sind die Muster für die Zwangspachtverträge beigefügt. Es ist bei der Beschaffung des Kleinpachtlandes seitens des Landessiedlungsamtes mit großer Umsicht vorgegangen worden, so daß ebenso wie bei der Kleingartenbeschaffung die Bereitstellung der Äcker im Wege der Vereinbarung möglich war. Wenn man bedenkt, daß bei einer Fläche von rd. 13 3000 Morgen langfristigem Kleinpachtland, sowie 3 300 Morgen zurechtgemachtem Kartoffel- und Gerstenland, die im Jahre 1923 zur Ausweisung gelangt sind, im wesentlichen von Zwangsmaßnahmen kein Gebrauch gemacht wurde, so darf wohl behauptet werden, daß die Vermittlungstätigkeit des Landessiedlungsamtes in jeder Weise geglückt ist.

Durch das Anhaltische Statistische Landesamt ist eine zum Schluß aufgeführte Zusammenstellung angefertigt worden, aus der die Flächenangaben zu entnehmen sind, die für die Kleinpacht- und landwirtschaftliche Siedlung in Anhalt nötig waren. Aus dieser Zusammenstellung läßt sich auch ersehen, daß in den ersten Jahren nach dem Kriege der Kleinpachtlandbedarf von Jahr zu Jahr sich verstärkte, bis nach Festigung der deutschen Währung bei immer besser werdenden Er-nährungsverhältnissen die Ackeransprüche geringer und geringer wurden. Die Beschaffung von zurechtgemachtem Kartoffelland ist soweit Zeitschrift für Vermessungswesen 1931. Heft 4. zurückgegangen, daß im Jahre 1929 nur noch in einigen Gemeinden Kartoffelland im Umfange bis zu rd. 150 Morgen vorn L. S. A. vermittelt werden brauchte.

Bei der Beschaffung von Land zur gewerbsmäßigen Nutzung auf Grund des Reichssiedlungsgesetzes sind seitens des Reiches noch zwei Ergänzungsgesetze vom 7. Juli 1923 und vom 18. August 1923 erlassen worden. Hier ist die sogenannte Naturalwertrente eingeführt, die bei Enteignungen festgesetzt werden kann. Die Enteignungen sind, wie ich schon kurz erwähnte, durch einen ständigen Ausschuß zu bewerkstelligen, der sich aus einem vom Staatsministerium zu bestimmenden Vorsitzenden, aus den beiden Geschäftsführern der Siedlungsgesellschaft Anhaltland und aus zwei Vertretern des Landlieferungsverbandes zusammensetzen muß. Infolge des engen Zusammenarbeitens zwischen Siedlungsgesellschaft Anhaltland und Landessiedlungsamt hat die Vermittlung des Landes für die Anliegersiedlung ohne Enteignungsverfahren durchgeführt werden können. Der ständige Ausschuß ist nur einmal zusammengetreten. Daß die Bereitstellung des Anliegersiedlungslandes im Wege der Vereinbarung durchführbar war, ist auch dem Umstande gutzuschreiben, daß erstens die Landeszentralbehörde verpflichtet ist, bis zu 10 v. H. der landwirtschaftlichen Fläche benachbarter Staatsdomänen nach § 25 des Reichssiedlungsgesetzes auch vor Ablauf der Domänenpachtverträge zur Verfügung zu stellen und daß zweitens infolge des sehr großen Privatgrundbesitzes eine verhältnismäßig niedrige, prozentuale Belastung bei der Landabgabe bei den Gütern über 400 Mor-gen zu erfolgen brauchte.

Bevor ich dieses Gebiet der Landbeschaffung für gewerbsmäßige und nichtgewerbsmäßige Nutzung verlasse, muß ich noch auf die Beschaffung von Pachtland für landwirtschaftliche Arbeitnehmer eingehen, die in den §§ 22—24 des Reichssiedlungsgesetzes geregelt wird. Hiernach soll durch die Gemeinden auf Anordnung des Siedlungsunternehmens bzw. der Landeszentralbehörde denjenigen Landarbeitern, die ständig in der Landwirtschaft beschäftigt sind, auf ihren Wunsch Gelegenheit gegeben werden, soviel Land, pachten zu können, soweit es für den Bedarf des eigenen Haushalts benötigt wird. Da nun der Landarbeiter tarifmäßig 11/3 Morgen, und zwar 1 Morgen fertiges' Kartoffelland und 1/3 Morgen Futterland als Deputat erhält, und ihm außerdem noch der Ertrag von 1 Morgen als Getreide in! natura zusteht, so wird nach dem Kleinpachtland gesetze für Landarbeiter der höchstzulässige Ackeranspruch erreicht. Bis zum Jahre 1925 ist das Landessiedlungsamt auch mit dieser Auslegung durchgekommen. Erst im Jahre 1926 ist diese Auslegung von verschiedenen politischen Parteien beanstandet worden, so daß sich das Anhaitische Staatsministerium auf Beschluß des Landtages genötigt sah, eine besondere Anweisung für das Landessiedlungsamt wegen der Beschaffung von Kleinpachtland für landwirtschaftliche Arbeiter unterm 7. Mai 1927 herauszugeben.

Über die Größe des Pachtlandes ist in § 2 dieser Verordnung bestimmt worden, daß der Haushaltsbedarf einer Landarbeiterfamilie dem Ertrage von 2—4 Morgen gleichzusetzen ist und somit außer dem Deputatlande 1—11/2 Morgen erforderlich sind, um eine hinreichende Viehhaltung zu ermöglichen. In jedem Einzelfalle soll die Grenze-des tatsächlichen Hausbedarfs unter Berücksichtigung der persönlichen und Wohnverhältnisse des Landbegehrenden neu festgesetzt werden. Über die Beschaffung des Pachtlandes ist in dieser Anweisung bestimmt, daß in erster Linie die Arbeitgeber für freiwillige Hergabe des Pachtlandes gewonnen werden sollen. Gelingt es nicht, und ist es auch sonst nicht möglich, Gemeinde-, Schul- oder Kirchenland für die Landarbeiter freizubekommen, so kann im Wege der Zwangspachtung das benötigte Land beschafft werden. Diese Zwangspachtung regelt sich in gleicher Weise wie bei der Beschaffung des Kleinpachtlandes für Industriearbeiter auf Grund des Anhaitischen Kleinpachtlandgesetzes vom 10. Februar 1920 nach § 6 Abs. 2, 3, 4. Eine Zwangspachtung bei der Bereitstellung von Land für Landarbeiter hat bis jetzt noch nicht erfolgen brauchen, da in vielen Gemeinden von Industriearbeitern soviel Land freiwillig zurückgegeben wurde, daß der Ackerbedarf der Landarbeiter gedeckt werden konnte. Wo neues Land für die Land/ arbeiter beschafft werden mußte, konnte im Vermittlungswege vorgegangen werden. In einigen Gemeinden haben sich sogar die. Arbeitgeber bereitfinlen lassen, das benötigte Land für ihre Arbeitnehmer nach einem besonderen. Vertrage, der vom Landessiedlungsamt aufgestellt wurde, abzu treten. Ich komme nunmehr zu der Kleinwohnhaus- oder Eigenheim si edlu ng.

Nach Beendigung des Krieges hatte die Wohnungsnot ganz beträchtliche Ausmaße erreicht. Zur Einschränkung dieser Wohnungsnot war, wie schon erwähnt, das Siedlungsgesetz vom 22. Oktober 1918 geschaffen worden, worin für den Wohnungsbau, insbesondere den Wohnheim-stättensiedlungsbau erhebliche Mittel bereitgestellt waren. Bevor aber gebaut werden kann, muß das erforderliche Bauland vorhanden sein. Die Beschaffung des Baulandes liegt gleichfalls dem Landessiedlungsamt ob, soweit eben im freihändigen Verkehr Bauland nicht zur Verfügung steht Man kann wohl mit besonderer Genugtuung sagen, daß das Landessiedlungsamt auch bei der Beschaffung von Land für den Kleinwohnungs- und Heimstättenbau nicht versagt hat. Es war in den ersten Jahren nach dem Kriege nicht immer leicht, mit den Baulustigen über die Größe der Baugrundstücke bzw. der Wohnheimstätten einig zu werden. Von den. meisten Siedlern wurde 1 Morgen als Baustellen-land verlangt. Diesem Begehren ist aber nur in ganz wenigen Ausnahmefällen stattgegeben worden, da man der Ansicht war, daß höchst-falls 1/2 Morgen nötig ist, um den Gemüse- und Obstbedarf für eine Familie decken zu können. Später ist dann bestimmt worden, daß die Baugrundstücke für die Eigenheimsiedlung 6—800 qm groß gemacht werden sollen.

Die Beschaffung von Land für den Wohnungsbau im Zwangsverfahren wird durch den Bezirkswohnungskommissar für Anhalt durchgeführt. Das Enteignungsverfahren stützt sich auf die Reichsverordnung zur Behebung der dringendsten Wohnungsnot vom 9. Dezember 1919, sowie auf die dazu ergangenen Anhaitischen Ausführungsbestimmungen vom 18. Dezember 1920 und vom 20. Juli 1921. Der Bezirkswohnungskommissar ist befugt, geeignete Grundstücke gegen angemessene Entschädigung zu enteignen, sofern für Klein- und Mittelwohnungen, Bau-und Gartenland zu angemessenem Preise nicht zur Verfügung steht.

Die Enteignung erfolgt ohne besonderes Verfahren durch formlosen Bescheid an den Eigentümer. Der Eigentümer hat das Recht, das An-haitische Staatsministerium im Beschwerdewege anzurufen, das jedoch nur über die Höhe der Entschädigungen endgültig bestimmen kann.

Zur Förderung des Kleinwohnhausbaues ist dann ferner seitens des-Reiches das Reichsheimstättengesetz vom 10. Mai 1920 erlassen worden. Nach § 1 dieses Gesetzes können Reichsheimstätten 1. als Einfamilienhaus mit Nutzgarten und 2. als landwirtschaftliche oder gärtnerische Wirtschaftsheimstätte, sofern diese ohne fremde Arbeitskräfte bewirtschaftet werden können, geschaffen werden. Heimstättenausgeber sind die Gemeinden und Gemeindeverbände. Das Reichsheimstättengesetz befaßt sich nur mit der rechtlichen Form der Heimstätte; die Bereitstellung von Land und Geld zum Zwecke der Schaffung von Heimstätten wird in ihm nicht geregelt. Bezüglich der Landbeschaffung ist im § 28 dieses Gesetzes bestimmt, daß zur Begründung und zur Vergrößerung von Heimstätten geeignete Grundstücke unter den Voraussetzungen und in dem Verfahren enteignet werden können, die für die Enteignung von Siedlungsland und von Bauland für Wohnungen gelten. Danach kann für Wirtschaftsheimstätten Land auf Grund der Bestimmungen des Reichssiedlungsgesetzes für Wohnheimstätten nach den Vorschriften der Verordnung zur Behebung der dringendsten Wohnungsnot notfalls im Wege der Enteignung beschafft werden.

Die Abgabe von Kleinpachtland in Anhalt (ohne Kleingartenland)


	
Jahr
	
Es erhielten


	
Arbeiter Angestellte Beamte etc.
	
Selbständige Handwerker u. Gewerbetreibende
	
Kleinlandwirte
	
insgesamt


	
1919
	
7768
	
1418
	
3951
	
16394


	
1920
	
12620
	
1810
	
4707
	
19137


	
1921
	
12940
	
1810
	
4707
	
19457


	
1922
	
12940
	
1810
	
4707
	
19457


	
1923
	
15383
	
1800
	
4900
	
22083


	
1924
	
14720
	
1800
	
5060
	
21580


	
1925
	
10504
	
1680
	
6628
	
18812


	
1926
	
8820
	
1504
	
7300
	
17624


	
1927
	
8700
	
1500
	
8600
	
18800


	
1928 *)
	
9234
	
1775
	
11149
	
22158


	
1929 *)
	
9768
	
2050
	
13688
	
25516


					



*, einschließlich der in den Jahren 1928 und 1929 zur Neuverpachtung gekommenen fiskalischen Einzelpachtländereien.

Die als Reichsheimstätten ausgegebenen Grundstücke sind gebundener Besitz, so daß der Eigentümer verpflichtet ist, irgendwelche Veränderungen nur mit Genehmigung des Ausgebers vorzunehmen. Ein freihändiger Verkauf ist ausgeschlossen, da das Grundstück an den Ausgeber bei Aufgabe der Heimstätte zurückgegeben werden muß. Auf Grund der Ausführungsverordnung des Anhai tischen Staatsministeriums zum Reichsheimstättengesetz vom 24. November 1922 ist noch die Möglichkeit gegeben, gemeinnützigen Siedlungsgesellschaften die Eigenschaft als Reichsheimstättenausgeber zu übertragen. Es haben aber nicht alle in Anhalt bestehenden gemeinnützigen Siedlungsgesellschaften beim Verkauf ihrer Einfamilienhäuser die Form als Reichs-heimstätte gewählt. Jedoch haben sich alle Siedlungsgesellschaften ein Wiederkaufsrecht grundbuchmäßig gesichert, so daß auch diese Einfamilienhäuser nicht unumschränktes Eigentum der Erwerber geworden sind.

Das Eigenheim ist zweifellos das höchste Wohnideal, leider aber auch heute die teuerste Wohnhauweise. Bei unserer immer noch großen Wohnungsnot und infolge der sehr knappen und teueren Geldmarktlage ist es nicht durchführbar, die Wohnungsnot durch den Bau von Eigenheimen oder Wohnheimstätten allein beseitigen zu können. Viele Wohnungslose sind aber auch als Eigenheimsiedler durchaus nicht geeignet. Der Eigenheimsiedler muß mit Leib und Seele sein Heim lieben und pflegen können, nur dann dürfte der Siedler befähigt sein, ein glücklicher und lebensfroher Mensch auf eigener Scholle zu werden. Ich gebe dem Wunsche Ausdruck, daß sich die Siedlungsbestrebungen in gesunden Bahnen fortentwickeln mögen, zum Besten für die Zukunft unseres lieben deutschen Vaterlandes.

Bücherschau.

Ferienkurs in Photogrammetrie. Eine Sammlung von Vorträgen und Aufsätzen, herausgeseben von 0, v. Gruber. Mit 353 Abbildungen im Text und einer Kartenbeilase. Verlag von Konrad Wittwer. Stuttgart 1930, Preis gebunden RM, 30,—,

Die von dem wissenschaftlichen Mitarbeiter der Zeißwerke, Prof, Dr. Carl Pulfrich, 1909 ins Leben gerufenen Ferienkurse in Photogrammetrie wurden im Jahre 1929 nach 16jähriger Unterbrechung von Prof, Dr, v, Gruber wieder aufgenommen. Unterstützt wurde er bei der Durchführung dieser Kurse durch eine Anzahl Mitarbeiter, die größtenteils dem wissenschaftlichen Stabe der Firma Carl Zeiß, lena, angehören. Die gelegentlich dieses VI, Ferienkurses gehaltenen Vorträge wurden — unter Berücksichtigung der inzwischen auf den Gebieten der photogrammetrischen Arbeitsverfahren und des Instrumentariums gemachten Fortschritte — gesammelt im vorliegenden Werke veröffentlicht,

Seiner Entstehung und Anlage entsprechend kommt das Buch nicht für Leser in Betracht, die sich erstmalig mit Photogrammetrie beschäftigen wollen, Mit umso größerem Nutzen werden dafür alle diejenigen das Buch lesen, die bereits einen Überblick über das Gesamtgebiet der Photogrammetrie besitzen, und auch die Fachleute auf diesem Gebiete werden in dem Buche viel Neues sowohl, wie Altes in neuem Gewände vorfinden.

Aus der Feder v, Grubers stammen folgende Arbeiten:

	
1,    Zur Erinnerung an Dr, Carl Pulfrich (4 Seiten),


	
2,    Ziele und Probleme der topographischen Photogrammetrie (6 Seiten),


	
3,    Geometrische Grundlagen der Photogrammetrie (44 Seiten),


	
4.    Terrestrische Aufnahme (14 Seiten),


	
5.    Stereoskopisches Sehen und Messen (34 Seiten),


	
6.    Automatische Auswertegeräte (104 Seiten),


	
7,    Arbeitsmethoden und Arbeitseffekt (55 Seiten).



Die dem Gedenken Pulfrichs, des Vaters der Stereophotogrammetrie, gewidmeten Seiten enthalten neben knappen, sich auf das Leben und die Arbeit des Verstorbenen beziehenden Angaben ein Verzeichnis aller Veröffentlichungen Pulfrichs auf dem Gebiete der Stereoskopie.

Der zweite Aufsatz umreißt die Ziele und Probleme der Phototopographie und gibt gewissermaßen den Rahmen ab für die von den verschiedenen Verfassern stammenden Einzelarbeiten.

Die dritte Arbeit behandelt in bemerkenswert klarer Darstellung die geometrischen Grundlagen für die wichtigsten Aufgaben der praktischen Photogrammetrie (Entzerrung, Bildtriangulation, Doppelpunkteinschaltung im Raum, Orientierung der optischen Modelle) sowie die sich aus den Restfehlern der gegenseitigen Orientierung von Bildpaaren ergebenden Verformungen des optischen Modells. In dieser Arbeit tritt bereits klar das im ganzen Buche zu Tage tretende Bestreben hervor, theoretische Betrachtungen nur soweit zu bringen, als sie zum Verständnis der Bildmessung sowie zu deren praktischer Anwendung erforderlich sind. So wurde die rechnerische Behandlung des räumlichen Rückwärtseinschnittes, der heute kaum noch praktische Bedeutung zukommt, unter Hinweis auf die vorhandene Literatur nur kurz gestreift. Ich würde es begrüßen, wenn die vom Verfasser in diesem Aufsatz gebrauchten Bezeichnungen „konjugierte Fokal-punkte, Isozentren, Orthozentren, Metapole“ nicht in die deutsche photogrammetrische Literatur übergingen, vielmehr an deren Stelle hinfort die treffende Benennung ,,winkeltreue Punkte“ träte.

Die folgende Arbeit Grubers behandelt verhältnismäßig kurz die terrestrische Aufnahme und zeigt, in welcher Weise die Firma Zeiß bei ihrer Feldausrüstung C 3 b und beim leichten Feldphototheodolit C4 nach Finsterwalder die besonderen Forderungen zu erfüllen sucht, die bei Forschungsreisen und flüchtigen Aufnahmen sowie bei technischen und Feinaufnahmen an das Aufnahmgerät gestellt werden müssen. Leider nicht beschrieben werden die zur Zeit der Drucklegung fertiggestell-ten kippbaren Zeiß’schen Phototheodolite, die auf dem Züricher Kongreß ausgestellt waren.

In dem „Stereoskopisches Sehen und Messen“ betitelten Aufsätze werden Bedingungen genannt, unter denen die Betrachtung von Stereogrammen zu erfolgen hat, wenn der bestmögliche Raumeindruck zustande kommen soll, Besonderer Wert wird auf die Forderung gelegt, daß die Bilder so dem Auge dargeboten werden müssen, daß ihre Kernstrahlen möglichst in den Kernebenen der Betrachtung liegen. Es werden einige der subjektiven und objektiven Betrachtung von Stereogrammen dienende Instrumente beschrieben und dann das Prinzip der wandernden Marke, das Stereomikrometer sowie der Stereokomparator und der Radialtriangulator Zeiß’scher Bauart besprochen.

Der überragenden Bedeutung, die in der praktischen Photogrammetrie heute den Entzerrungsgeräten und automatischen Stereoauswertegeräten zukommt, hat Prof. v, Gruber dadurch Rechnung getragen, daß er in der folgenden Arbeit die automatischen Auswertegeräte besonders eingehend behandelt. Eine kaum zu übertreffende Systematik und Präzision des Ausdrucks sind die Kennzeichen dieser Arbeit, Nach kurzer Darstellung der allgemeinen Konstruktionsideen und nach Einteilung der Aus-wertegeräte in vier Hauptgruppen beschreibt der Verfasser die bei der Konstruktion von Auswertegeräten zu beachtenden geometrischen Verhältnisse sowie die dem Konstrukteur für die Lösung seiner Aufgabe zur Verfügung stehenden optischen und mechanischen Konstruktionselemente.

Es werden sodann

die Geräte mit unmittelbarer optischer Projektion (Einzelbildgeräte und Doppelprojektionsgeräte),

die Geräte mit unmittelbarer mechanischer Projektion,

die Geräte mit optischer Projektion und Bildmessung nach Porro,

die Geräte mit mechanischer Projektion und Bildmessung nach Porro eingehend auf ihre Leistungsfähigkeit, ihre Fehlerquellen sowie auf die Vorzüge und Nachteile beim Bau und im Gebrauch untersucht und sodann eine Auswahl gebauter Geräte vergleichend zur Darstellung gebracht. Diese Auswahl umfaßt an Entzerrungsgeräten: den Universaltransformator von Scheim-pflug, den Photokartograph von Finsterwalder, das selbstfokussierende Entzerrungsgerät von Zeiß, das Entzerrungsgerät der Photogrammetrie G.m.b.H. von Aschenbrenner, das Aerotopograph-Entzerrungsgerät von Hugershoff. An Doppelbildgeräten sind eingehend besprochen: der Stereoautograph von Orel-Zeiß, der Autokartograph Hugershoff-Heyde, der Zeiß-Stereoplani-graph, der Aerokartograph-Hugershoff und der Autograph-Wild. Die letzten drei Instrumente werden schließlich eingehender miteinander verglichen. Eine Stellungnahme zu diesen Vergleichen ist mir zur Zeit noch nicht möglich, da mir bisher weder der neue Zeiß-Stereoplanigraph Modell C 4 noch der Wild’sche Autograph zu praktischen Versuchen zur Verfügung gestanden hat. Auf die Anzahl der möglichen Fehlerquellen und auf Überlegungen mehr theoretischer Natur allein ein Werturteil über die verschiedenen Geräte zu fällen, halte ich mich nicht für befugt, wie auch Prof. v. Gruber selbst in anerkennenswerter Offenheit die feinmechanische Leistung der Firma Wild hervorhebt, infolge deren trotz der großen Zahl von möglichen Fehlerquellen eine große Genauigkeit bei der photogrammetrischen Winkelentnahme mittels des Wild-Autographen erzielt wurde. So interessant und willkommen die von Gruber (und an anderer Stelle von Sander) gemachten Angaben über die Wolf’schen Arbeiten auf dem Gebiete der Auswertegeräte sind, auf die sich Hugershoff bei der Konstruktion seines Aerokartographen stützt, so glaube ich doch, daß die von Hugershoff-Heyde geschaffene Ausführungsform (Abb. 51) ebenso wenig als „Aerokartograph Hugershoff-Wolf" bezeichnet werden sollte, wie man auch nicht von einem Drais-Dürkopp'schen Fahrrad oder von einem Laussedat-Zeiß’schen Photogrammeter zu sprechen pflegt.

Dann werden in der letzten Gruber’schen Arbeit die verschiedenen Verfahren besprochen, die für die terrestrische und aerophotogrammetrische Aufnahme und Auswertung zur Verfügung stehen, es wird auf ihre Genauigkeit und Wirtschaftlichkeit eingegangen und schließlich werden die verschiedenen Arten der Lufttriangulation behandelt.

Nach dieser etwas ausführlichen Besprechung der Gruber’schen Arbeiten, die reichlich die Hälfte des Werkes einnehmen, sei kürzer auf die übrigen Arbeiten eingegangen.

Dr.-Ing, R. Finsterwalder beschreibt in einem Aufsatz (13 Seiten) den nach Angaben seines Vaters von der Firma Zeiß gebauten leichten Feldtheodolit und die mit ihm gelegentlich der deutsch-russischen Alaiexpedition durchgeführten Arbeiten, Erfreulich ist, daß der Verfasser auf Grund seiner mit dem leichten Feldtheodolit gemachten Erfahrungen diesen ausdrücklich als Universalinstrument bezeichnen zu dürfen glaubt, während die Herstellerfirma nur von einem Instrument für Forschungsreisen und flüchtige Aufnahmen spricht.

Aus der Feder des Professors Dr. F r i t z - Stuttgart stammt eine Arbeit „Über die Leistungsfähigkeit der Photogrammetrie in Bezug auf Genauigkeit und Wirtschaftlichkeit unter besonderer Berücksichtigung der Bedürfnisse des Bauingenieurs“ (18 Seiten). Der Verfasser gibt interessante Zusammenstellungen der mittels photogrammetrischer und nichtphotogrammetrischer Verfahren bisher erzielten Genauigkeit (insbesondere Höhengenauigkeit), geht kurz auf die Kostenfrage ein und kommt zu dem Schluß, daß die Photogrammetrie die Ansprüche des Bauingenieurs heute bereits vollauf in Ländern zu befriedigen vermag, in denen die grundlegenden Dreiecks- und Höhenmessungen bereits zu einem gewissen Abschluß gekommen sind, Wo dies nicht zutrifft, glaubt er die Frage der Zweckmäßigkeit photogrammetrischer Verfahren solange offen lassen zu müssen, bis die Frage der Aero-triangulation einwandfrei gelöst ist,

Dr, K. Gundlach berichtet über die Wiedergabe der Einzelheiten im photographischen Bild (10 Seiten). Er stellte Laboratoriumsversuche au und verglich diese mit entsprechenden Geländeaufnahmen, wobei sich herausstellte, daß bei letzteren das Auflösungsvermögen drei- bis viermal geringer war als beim Laboratoriumsversuch.

Dr.-Ing, H. Küppenbender ist mit zwei Arbeiten vertreten. In der ersten (14 Seiten) bespricht er das Aero-Aufnahmegerät der Firma Carl Zeiß-Jena, bei dessen Konstruktion er maßgebend beteiligt war. Als besonders wert-voll ist die zweite Arbeit „Ueber Forderungen und ihre Verwirklichung beim Bau von Drehscheibenverschlüssen“ zu bezeichnen. Auf 51 Seiten stellt der Verfasser zunächst die an einen guten Verschluß zu stellenden Bedingungen zusammen und entwickelt alsdann die Theorie der Drehscheiben- und Schlitzverschlüsse, Ferner zeigt er, wie Belichtungszeit und Durchlässigkeitsgrad experimentell bestimmt werden können und vergleicht einzelne Verschlußarten, Küppenbender schafft erstmalig klare Definitionen auf einem Gebiete, auf dem noch vor kurzem höchst unklare Vorstellungen herrschten, und er gelangt auf rein theoretischem Wege zu Erkenntnissen, die für die Praxis des Verschlußbaus von größter Bedeutung sein können, Da jedoch mancher Konstrukteur photographischer Verschlüsse die Arbeit im „Ferienkurs“ nicht finden wird, wäre eine Veröffentlichung derselben auch an anderer Stelle dringend erwünscht. Nicht einig bin ich mit dem Verfasser, wenn er neben dem Durchlässigkeitsgrad und der Belichtungszeit nicht auch dem Begriff der „nutzbaren Belichtungsdauer" Berechtigung zugesteht, auf den der mit einer bestimmten Kammer und bestimmter Emulsion etc, arbeitende Praktiker nicht gern verzichten wird, Verständlich ist dies, auch wenn man nicht gerade an das Extrem des Verschlusses von 100 v, H, Durchlässigkeitsgrad denkt, der überhaupt keine erkennbare Schwärzung auf der Platte Zustandekommen läßt,

Dr, W, M e r t e berichtet auf 16 Seiten über einige Zeiß-Objektive für Photogrammetrie, Da bei den Kursusteilnehmern keine oder nur elementare Kenntnisse der photographischen Optik vorausgesetzt werden durften, beschränkt sich der Verfasser auf die Beschreibung der verschiedenen Fehler, die bei der Abbildung durch photographische Objekte auftreten können und gibt schematische Schnitte durch verschiedene für photogrammetrische Zwecke in Betracht kommende Zeiß-Objektive nebst den zugehörigen Verzeichnungskurven,

Zum Schluß sei die verdienstvolle 117 Seiten starke Arbeit „Ueber die Entwicklung der Photogrammetrie an Hand der Erfindungen unter besonderer Berücksichtigung der Doppelbild-Auswertegeräte“ von Dr, W, Sander genannt, die ich mit besonderem Interesse gelesen habe. Der Verfasser — ein ausgezeichneter Kenner der einschlägigen Patentliteratur — geht zuerst kurz auf die Aufnahmeapparate für terrestrische Photogrammetrie ein, behandelt etwas ausführlicher das Prinzip der Porro’schen Bildtheodolite, streift die Entzerrungsgeräte und Doppelprojektoren und verweilt dann länger bei der Entwicklung der stereophotogrammetrischen Geräte, wie sie der Patentingenieur sieht. Besonders reizvoll ist es, den Werdegang des Stereoautographen an Hand der Sander’schen Darstellung näher zu verfolgen, Der Leser bewundert immer wieder, wieviel Erfindergeist und Arbeit in den letzten beiden Jahrzehnten insbesondere auf Entwurf und Konstruktion von Auswertegeräten für Luftbildpaare verwendet worden ist. Daß Sander die Arbeit, die dabei im Zeißwerk geleistet worden ist, besonders eingehend zur Darstellung bringt, liegt auf der Hand, da er an ihr persönlich beteiligt war und weil ihm bei der Abfassung der Arbeit das Zeiß’sche Archiv zur Verfügung stand, während er sich bei der Schilderung der Entwicklung der übrigen Auswertegeräte auf die Angaben stützen mußte, die er in der Literatur, insbesondere in der Patentliteratur vorfand. Einige geschichtliche Mitteilungen über Luftaufnahmegeräte beschließen die sehr lesenswerte Sander’sche Arbeit,

Der VI, Ferienkurs für Photogrammetrie in Jena sollte die Teilnehmer insbesondere mit der Auffassung der Jenaer Schule bekannt machen. Es ist daher wohl selbstverständlich, daß auch in dem vorliegenden Werk das in Jena hergestellte photogrammetrische Gerät in den Vordergrund gerückt wird. Zugegeben, daß dies in Einzelfällen vielleicht auf Kosten fremder Konstruktionen geschieht, so muß doch gesagt werden, daß die Verfasser im allgemeinen mit Erfolg bestrebt waren, ihre Darstellungen möglichst objektiv zu gestalten. Das gut ausgestattete Buch gehört jedenfalls zu den wertvollsten Werken, die bisher auf dem Gebiete der Photogrammetrie erschienen sind. Möge es daher von Vielen gelesen werden,

L a c m a n n,

Einführung in die Erdbildmessung (terrestrische Photogrammetrie) von Dr, Hans Löschner, Mit 121 Figuren im Text und 2 Tafeln, Leipzig und Wien, Franz Deuticke 1930, Preis geh. 10.— RM., geb, 12,40 RM.

Das Buch stellt, wie der Titel sagt, eine Einführung in die terrestrische Photogrammetrie dar, es ist also insbesondere für solche Leser bestimmt, die sich erstmalig mit der Bildmessung befassen wollen. Der Verfasser beschränkt sich nicht auf das Gebiet der Phototopographie, wenngleich diese naturgemäß in dem Buche in erster Linie Berücksichtigung findet.

Die Grundzüge der Photogrammetrie werden in den ersten Paragraphen klargelegt. Dabei werden die optischen Verhältnisse in der bisher meist üblichen, nur für den Gauß’schen Raum gültigen Darstellung gebracht, während es m, E, sehr wünschenswert wäre, wenn der Leser von vornherein auf die besonderen bei der photographischen Optik obwaltenden Verhältnisse aufmerksam gemacht würde. Den Abschnitten über Einzelbild-Photogrammetrie und Meßtisch-Photogrammetrie folgt eine eingehende Darstellung der terrestrischen Raumbildmessung, Unter den zahlreichen besprochenen Aufnahme-Geräten befinden sich außer solchen neuester Bauart auch ältere Konstruktionen, Der Verfasser beschreibt sodann die bei einer Aufnahme durchzuführenden Arbeiten und behandelt hierauf die rechnerischen, zeichnerischen und mechanischen Verfahren der Raumbildauswertung, Der eingehenden Beschreibung des von Orel-Zeiß’schen Stereoautographen und seiner Handhabung folgt die Beschreibung der bekanntesten neueren Luft-bild-Auswerte-Geräte, die auch zur Auswertung terrestrischer Aufnahmen herangezogen werden können. Es sind dies der Autokartograph von Hugers-hoff-Heyde, der Stereoplanigraph von Bauersfeld-Zeiß (Modell 1930), der Autograph von Wild, der Aerokartograph von Hugershoff. Angaben über die Verwendungsmöglichkeiten der Stereophotogrammetrie, Richtlinien für ihre praktische Durchführung, Angaben über die zu erzielende Genauigkeit sowie eine Aufzählung der Vorteile des stereophotogrammetrischen Meßverfahrens gegenüber den tachymetrischen beschließen zusammen mit einigen geschichtlichen Notizen den Band, Das 218 Seiten starke Buch dürfte insbesondere unter den Studenten dankbare Leser finden, zumal es gleich-zeitig wegen seiner zahlreichen Hinweise auf die vorhandene Literatur als ein guter Wegweiser durch das zerstreute photogrammetrische Schrifttum anzusprechen ist,                                            L a c m a n n.

Bilby Steel Tower for Triangulation. Jasper S. Bilby, U, S. Coast and

Geodetic Survey, Special Publication Nr. 158 Washington 1929.

Die gesteigerten Ausgaben für Holz und Arbeitslohn bestimmten die Vereinigten Staaten dazu, statt der bisherigen hölzernen Hochbauten für die Triangulation I, Ordnung solche aus Stahl einzuführen. Der Konstrukteur dieser, Mr, Bilby, Leiter des Signalbauwesens, beschreibt die Neuerung ausführlich unter Beigabe einer Bauzeichnung,

Der Wechsel von einem bewährten Verfahren zu einem, das nach Angabe des Verfassers ersteres voll ersetzt und neue Vorteile bietet, verdient die Aufmerksamkeit auch des deutschen Landesvermessungswesens in besonderem Maße, Hierbei tritt die Frage der Konstruktionseinzelheiten zunächst zurück, Daß auch ein Stahlsignal genügende Festigkeit gegen Vibration verbürgen, und der einen oder anderen Ursache zuzuschreibende Drehungen im Azimut verhindern muß, liegt auf der Hand, Bequemes Aufs teilen und Ab-mentieren und nach Möglichkeit geringes Transportgewicht sind dagegen neue Forderungen, die nach Angabe des Verf, durchaus erfüllt werden. Immerhin soll die eigentliche Baubeschreibung in ihren Grundzügen hier wiedergegeben werden,2)

Baumaterial ist erstklassiger Stahl. Die Einzelteile werden nach ihrer völligen Fertigstellung galvanisiert. Innen- wie Außenbau, wie stets streng isoliert, sind von dem in Amerika üblichen dreiseitigen Grundriß, doch geht der des letzteren etwa in Beobachtungshöhe zwecks Raumgewinnung in die Gestalt eines Sechsecks über. Der Bau ist in einzelne Stockwerke gegliedert, wobei besonders zweckmäßig ist, daß durch Fortlassen einer oder mehrerer unterer Etagen — von je etwa 4 m Höhe — die Gesamthöhe nach Bedarf verringert werden kann und umgekehrt. Die Besteigungsmöglichkeit ist einigermaßen beschwerlich; sie besteht aus eisernen Bügeln, die an je einem Ständer des Innen- und Außenbaus angebracht sind.

Der erste fertige Bau, in einer Motorenfabrik für Flugwesen hergestellt, wurde gewissen Festigkeitsprüfungen unterworfen, wobei er folgenden Anforderungen zu genügen hatte: Ein waagerechter Zug von 200 kg, ausgeübt an der Spitze des Innenbaus, durfte diese nur bis zu 13 mm verschieben.

Ein tangential an einer oberen Grundrißecke des Innenbaus wirkender horizontaler Zug von 25 kg durfte eine Drehung von höchstens einer Bogenminute verursachen. Es entspricht dies einer Verschiebung der Ecke, auf das Zentrum bezogen, von 0,05 mm.

Derselbe Zug, 7 m tiefer angesetzt, durfte nur die halbe Wirkung wie oben ausüben.

Bei einer Windstärke von 9 m Sekd. durfte der Innenbau nur um 10 Bogensekunden vibrieren.

Stürmische Böen von 15—16 m/Sekd. durften keine, erst allmählich wieder zurückgehende Azimutveränderung von mehr als 2 Bogensekunden hervorrufen.

Die entsprechenden Untersuchungen am Außenbau erlauben naturgemäß größere Abweichungen.

Die Eigenart der bei unserer Landesaufnahme gebräuchlichen Holzsignale, die auch eigentliche Versuchsbauten niemals ausgeführt hat, gestattet nicht, der bei Zugwirkung bekundeten Stabilität des stählernen Baus diejenige unserer Signale vergleichend gegenüberzustellen. Hinsichtlich der Erschütterung durch Luftbewegung kann jedoch behauptet werden, daß die deutschen Pfeilerbaulen auch bei den vorausgesetzten ungewöhnlichen Windstärken die oben gesteckten Grenzen kaum erreichen, keinesfalls aber überschreiten würden.

Beachtenswert ist die Bilbysche Feststellung, daß die Stahlbauten ein Beobachten noch bei Windstärken zulassen, bei denen es auf den Holzsignalen amerikanischer Art nicht mehr ausführbar war.

Mr. Bilby hat den Einfluß der Sonnenbestrahlung in seiner Veröffentlichung unerwähnt gelassen. Er hat sich jedoch hierüber auf eine schriftliche Anfrage eingehend und etwa folgendermaßen geäußert:

„Auf Ihren Hinweis, daß auch unsere Stahlbauten an einem heißen Sommertage auf der einen Seite von der Sonne stark erwärmt werden, während die entgegengesetzte Seite im Schatten liegt, kann ich antworten: Zunächst bieten unsere stählernen Konstruktionsteile der Sonne nur sehr geringe Oberflächenmaße dar, und dann empfangen die gegenüberliegenden Signalteile fast die gleiche Bestrahlung.3) Ich vermute, daß kaum 30 Prozent der rückwärtigen Flächen im Schatten liegen. Ist eine Drehwirkung durch die Sennenwärme immerhin möglich, so dürfte sie ungewöhnlich klein sein, auch wird sie durch die Beobachtung im Hin- und Rückgang eliminiert werden. Aber für uns ist das Problem der Sonnenbestrahlung kein erhebliches, weil wir unsere Winkelmessungen nachts nach elektrisch beleuchteten Zielen ausführen." Bei früheren Tagesbeobachtungen nach Heliotrop will die amerikanische Triangulation obendrein ein leichtes Verschwenken ganzer Ketten festgestellt haben. 1929/30 haben übrigens die Amerikaner in der Mississippi-Niederung Untersuchungen angestellt, nach denen das Zentrum des Beobachtungstisches, nachmittags bei Sonne im Westen örtlich auf das schärfste eingemessen, am nächsten Morgen mit der Sonne im Osten eine Lage-

Veränderung aufwies, die so gering war, daß sie innerhalb der unvermeidlichen Beobachtungsfehler liegen konnte. Eine Verbiegung des ganzen Bauwerks von der Sonne weg könne alles in allem, wenn überhaupt, nur in minimalem Ausmaße angenommen werden.

Abschließend sagt Bilby, daß die jetzigen Stahlbauten die ersten in Amerika seien, und wenn sie auch billigen Anforderungen schon heute entsprächen, so sei man doch bestrebt, Verbesserungen zu erproben,

Bedenklich erscheint nach unseren Erfahrungen das Absteifen höherer Bauten mit genügend starken Drahtseilen, In schwach bevölkerten Teilen der Vereinigten Staaten mag es anwendbar sein, kaum aber in stark besiedelten Gebieten,

Eine Hauptschwierigkeit für unsere eigene Triangulation bildet der Umstand, daß unsere Signale nach den Beobachtungen I, Ordnung noch eine Reihe von Jahren zur Benutzung durch die Beobachter II. und III. Ordnung stehen bleiben müssen. Wollte unsere Landesaufnahme dem Gedanken, zu stählernen Signalen überzugehen, nähertreten, so kämen allenfalls solche mittlerer und kleiner Beobachtungshöhe in Frage, die von der III. Ordnung zu Beginn ihrer Beobachtungen zu errichten, vielleicht auch während des gleichen Sommers an zweiter und dritter Stelle nochmals zu verwenden, im Herbst aber abzubauen wären. Ob dann, wie Mr. Bilby für amerikanische Verhältnisse ermittelt hat, die Kosten sich auf die Hälfte der früheren -— bei hölzernen Signalen — stellen würden, bliebe für die deutsche Landesaufnahme nachzuprüfen, wobei die erforderliche Beschaffung von Lastkraftwagen besonderer Bauart, ihr Transport in das Aufnahmegelände und zu-rück, die Betriebs- und Instandsetzungskosten usw, stark ins Gewicht fielen.

H, Degner.

Die Entwicklung der Feldhereinigung in Baden. — Veröffentlichung des Deutschen Vereins für Vermessungswesen, Landesverein Baden (Nr. 2} — Von Dr. phil. Jul. Stammer, Vermessungsrat, 104 Seiten, Verlag: J, Langs Buchdruckerei, Karlsruhe i, B,

In dem Augenblick, wo die Erkenntnis der großen Tragweite einer wachsenden Landnot für das ganze Volk sich Bahn bricht, und wo Regierungen und Parlamente und jeder einsichtige Volksgenosse alle irgend möglichen Anstrengungen machen und nach Maßnahmen sinnen, welche die Landwirt-schaft von innen heraus kräftigen sollen und sie zur Erfüllung ihrer großen Aufgabe im Rahmen der deutschen Gesamtwirtschaft zu befähigen suchen, iechtfertigt es sich zweifellos, wenn der Landesverein Baden mit einer Abhandlung über die Entwicklung der Feldbereinigung in Baden hervortritt.

Der Verfasser, Vermessungsrat Dr. Stammer, hat sich die Aufgabe gestellt, den Werdegang, die Durchführung und die Erfolge der Feldbereinigung zu erörtern, um damit erneut auf ein Hauptmittel hinzuweisen, durch welches man die Erzeugnisse der Landwirtschaft auf dem eng gewordenen Mutterboden wesentlich steigern kann.

Die Abhandlung ist gegliedert in einen allgemeinen Teil, den man als eine historisch-systematische Darstellung des ganzen Fragengebiets betrachten kann; dann in die Hauptabschnitte, welche im besonderen den Feldbereinigungen in Baden nach Art der Gesetzgebung, der Behördenorganisation, des Einzelvollzugs und der Kosten gewidmet sind. Daran schließen sich Untersuchungen über die wirtschaftliche Bedeutung der Feldberein’gung und die gegen diese Unternehmen in allgemeinen vorgebrachten Einwendungen an. Statistische Zusammenstellungen und ein Literaturnachweis bilden den Abschluß der Schrift,

Im allgemeinen Teil schildert Verfasser das Zustandekommen der Gemengelage der Grundstücke, Ausgehend von der germanischen Markverfassung mit ihrer typischen Einteilung der Feldmark in Gewanne (Teile gleicher Bodengüte) und deren Unterteilung in Lose für jeden Markgenossen, wird dann der Flurzwang (die Dreifelderwirtschaft) und dessen nachteilige Folgen behandelt. Den unabgeteilten Liegenschaften der gemeinen Mark (den Almenden) und der allmählichen Zerschlagung dieser „Gemeinheiten durch Aufteilung unter die Gemeindebürger im besonderen Hinblick auf die badischen Verhältnisse schenkt Dr, Stammer große Aufmerksamkeit,

Bei Besprechung der einschlägigen, badischen Gesetzgebung ist es besonders erfreulich, daß der Verfasser nicht nur die seit Beginn der Kataster-Vermessung (1852) ergangenen Gesetze und Verordnungen einzeln aufzählt und sie ihrem wesentlichen Inhalt nach charakterisiert, sondern daß er auch manches beachtliche Streiflicht auf Bestimmungen über Güterzusammen-legungen wirft, welche in der vorlandrechtlichen Zeit in den früheren Territorialstaaten bestanden hatten.

Seine Ausführungen über die Organisation der Behörden geben dem Verfasser Anlaß, besonders die wichtige Stellung des Geometers bei der Feldbereinigung hervorzuheben, Er beklagt dabei mit Recht die früher übliche „stiefmütterliche Behandlung“ des Vermessungskundigen, seine Unterstellung unter das Kulturbauamt und seine schlechte Bezahlung nach Akkordlohn. Er macht dann auch Vorschläge für eine künftige Neuordnung des Behördenaufbaus, wobei er sehr begründet auf das historische Recht des Geometers auf eine maßgebende Stellung bei Ausführung von Feldbereinigungen pocht.

Feldbereinigungen auf gütlichem Wege (auf nicht gesetzlicher Grundlage), sind ein besonderes Kapitel noch immer gewesen nach jeder Seite hin, Verfasser schildert dies in anschaulicher Weise, Es sind interessante Streifzüge, die er da durch die verschiedenen Teile des Landes macht und uns zeigt, welcher Anstrengungen und welcher Ausdauer für tüchtige Ortsvorsteher und tatkräftige Geometer es bedurft hatte, um zu der Zeit, wo es noch kein Feldbereinigungsgesetz gab, dem Übel der Besitzzersplitterung einigermaßen zu steuern.

Zu den folgenden Abschnitten: Feldbereinigungen auf gesetzlicher Grundlage, Vollzug im Einzelnen und Kosten ist nicht viel zu sagen. Es wird das Verfahren nach den badischen Bestimmungen eingehend geschildert, wobei recht viel gutes und verläßliches Zahlenmaterial mitgeteilt wird, Bezüglich der Kosten errechnet der Verfasser einen Gesamtaufwand von 5,6 Millionen Mark für die 94 698 ha, welche in den Jahren 1865—1920 bereinigt wurden. Hierzu hat der Staat etwa 9 v. H, beigesteuert. Den durchschnittlichen Eigentümerbeitrag pro ha ermittelt er zu 105,8 Mark in den Jahren 1905—1912, und zu 110 Mark in den Jahren 1913—1920, Verfasser bemerkt noch, daß die Staatsbeiträge im Laufe der Jahre immer mehr abnahmen,

Es wird dann die wirtschaftliche Bedeutung der Feldbereinigung eingehend gewürdigt. Man findet hier alle Vorteile und Verbesserungen für den landwirtschaftlichen Betrieb, die eine Feldbereinigung zur Folge hat, nochmals systematisch zusammengestellt, wobei wieder badischen Verhältnissen ein besonderes Augenmerk gewidmet ist,

Schließlich werden die manigfachen Einwendungen gegen die Feldbereinigung klar und überzeugend widerlegt, Gerade auch dieser Abschnitt ist wegen der objektiven Würdigung der Dinge besonders wertvoll. Daß überall in der Abhandlung auch die Verhältnisse in andern deutschen Ländern —• soweit erforderlich — zum Vergleich herangezogen wurden, braucht nicht besonders erwähnt werden.

Bei der jetzt zur Beratung stehenden Änderung bzw, Neufassung des badischen Feldbereinigungsgesetzes eignet sich das Büchlein gut zur Einführung in den einschlägigen Stoff, Es wird manchem ein willkommenes Nachschlagewerk sein. Auch bei geänderter Gesetzgebung wird es nicht an Wert verlieren. Es kann ferner wegen der darin enthaltenen grundsätzlichen Stellungnahme zu den verschiedenen Fragen und wegen der eingehenden Schilderung der badischen Verhältnisse auch zu Vergleichszwecken den nichtbadischen Fachgenossen und allen, welche mit Flurbereinigungen zu tun haben, bestens empfohlen werden. Es ist im Buchhandel zu mäßigem Preise zu erhalten,                                      Panther.

Prüfungsnachrichten.

Technische Hochschule Berlin, I, Die erste Staatsprüfung für Ver-messungsingenieure haben bestanden: a) im Frühjahrstermin 1930: Bohle, Franz; Gebhardt, Karl; v, Halen, Paul; Husmann, Bernh.; Kaerlein, Fritz;

Nagelschmitz, Alfred; Peter, Emil; Pietschmann, Walter; Wirths, Hugo. 14 Kandidaten sind in die Prüfung eingetreten, 9 Kandidaten haben die Prüfung bestanden, 5 Kandidaten haben die Prüfung nicht bestanden, b) im Herbsttermin 1930: Ballmann, Peter; Behrendt, Fritz; Blümel, Hermann; Bollig, Josef; Böttcher, Helmuth; Ermel, Hans; Feuerstack, Hans; Fiedler, Herbert; Franke, Hartmut; Grumbach, Herbert; Haid, Hans; Hane, Martin; Hartmann, Josef; Hawlitzeck, Theodor; Heidemann, Herbert; Helle, Gottfried; Heitmann, Franz; Herz, Rudolf; Hoffmann, Walter; Jansa, Karl; Jessen, Johann; Klausch, Fritz; Kost, Werner; Küttner, Gustav; Lange, Werner; Lehmann, Heinrich; Leimbach, Justus; Lengers, Theodor; Lüders, Gerhard; Mäurer, Gustav Adolf; v, Moock, Hans; Müller, Gerhard K, L.; Müller, Hermann; Ortmann, Karl; Pin schovius, Max; Ruchholtz, Heinz; Schienstock, Franz; Schneider, Heinrich; Schulz, Hans; Schulz, Hermann; Student, Heinz; Uhrner, Bruno; Vockerodt, Karl; Wilhelm, Erich; Wittke, Heinz; Woicke, Ewald; Zobel, Helmut; Zoege von Manteuffel, Hugo. 67 Kandidaten sind in die Prüfung eingetreten, 12 Kandidaten haben die Prüfung „gut bestanden“, 36 Kandidaten haben die Prüfung „bestanden", 17 Kandidaten haben die Prüfung nicht bestanden, 2 Kandidaten sind während der Prüfung erkrankt, II. Die Landmesserprüfung haben bestanden: a) im Frühjahrstermin 1930: Heinrich, Helmut; *Kaiser, Friedrich; *Pohl, Erich; Wegner, Gerhard; Witt, Hermann, b) im Herbsttermin 1930: Dassow, Herbert, Die mit * bezeichneten Kandidaten haben die umfassendere Prüfung im Fache Landeskulturtechnik mindestens befriedigend bestanden.
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 Nach dem auf der 21. Hauptversammlung des „Deutschen Vereins für Vermessungswesen, Landesverein Anhalt“ gehaltenen Vortrag.

2

 Herr Gigas geht auf Konstruktionseinzelheiten unter Beigabe von Skizzen in einer Besprechung ein, die in dem Heft 2 der „Mitteilungen des Reichsamts für Landesaufnahme' 1930/31 erschien.
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 Das trifft zu, weil die ganze Bauart eine lichtere ist, so daß die der Sonne zugewendete Signalhälfte die entgegengesetzte bei weitem weniger beschattet, als es bei den dichter gebauten hölzernen Signalen der Fall ist. Die der Sonne abgewandte Seite erfährt also eine Bestrahlung von Innen her, so weit sie nicht im Schatten vorgelagerter Konstruktionsteile ruht.


Mitteilungen der Geschäftsstelle.

Vereinsnachrichten.

Die Bereinigung Deutsches Archiv für Siedlungswesen, e. V. wird ihren diesjährigen Lehrgang dem Thema „Arbeitslosigkeit und Siedlung" widmen, jie hat hierfür die Unterstützung hervorragender Stellen, besonders des Reichs-arbeitsministeriums, gefunden. Der Lehrgang wird voraussichtlich während 3—4 Tagen in der legten Märzwoche in Berlin stattfinden. Es ift begründete Aussicht vorhanden, das bei den einzelnen Vorträgen überall die besten Sach-kenner auftreten, das auc in der Aussprache noc wichtige Aufklärungen und Anregungen erfolgen und dasz vor allem auc die bisher vorliegenden, bedeutsamen praktischen Erfahrungen gebührende Beachtung finden werden. Wegen näherer Mitteilungen wende man sic an das Deutsche Archiv für Siedlungswesen (Berlin NW. 6, Luisenstr. 27/28, Fernspr. DI Norden 3850).

Gauverein Niedersachsen. Auc bie diesjährige Hauptversammlung fand dank ber freundlichen Vermittlung durc Herrn Prof. Dr. 6 a ft in ber Techn. Hochschule zu Hannover, unb zwar im neuen Geodätischen Institut, dessen Räume sic durc Zweckmäszigkeit unb „moderne Sachlichkeit" auszeichnen, am 17. Januar ftatt. Nac ber Begrüszung ber zahlreich erschienenen Mit-glieder unb ber Gäste unb nac Erstattung eines kurzgefaszten Jahresberichts durc ben Vorsitzenden Stadtoberlandmesser 6 er ft er, wurden ber Versamm-hing brei lehrreiche unb intereffante Borträge geboten: Der Vorsitzende des VW., Herr Dberreg.- unb Steuerrat K r a ck e = Berlin, referierte über „Der Beirat für bas Vermessungswesen unb feine Aufgaben"; Herr Magistrats-oberbaurat Meffert-Hannover, welcher in liebenswürdiger Weise für ben erkrankten 2. Vorsitzenden bes 999. in bie Bresche gesprungen war, zeigte an zahlreichen Lichtbildern besonders eigenartige Teile aus ben Bebauungs-planen Hannovers unb bie verschiedensten Bautypen unb -Moden älterer unb neuefter 3eit aus einer Anzahl deutscher Städte unb bes Auslandes; Herr Privatdozent Dr.-Ing, Finsterwalder- Hannover, berichtete über feine „Topographische Aufnahmen im Hochlande von Pamir". Die biefen Vortrag begleitenden Lichtbilder zeugten nicht allein von dem reichen wissenschaftlichen Erfolge ber Expedition, fonbern von ganz auszerordentlichen körperlichen An-strengungen, bie Dr. Finsterwalder und feine Begleiter in Höhen von etwa 3500 bis 6000 Meter zu überwinben hatten. Der lebhafte Beifall ber Ver-jammlung lohnte die Darbietungen der drei genannten Vortragenden. — So-bann wurde dem Kassenwart und dem Sesamtvorstande unter dem Ausdruck des Dankes Entlastung erteilt; einer Anregung aus ber Versammlung nach-gebend erklärten sic die bisherigen Vorstandsmitglieder bereit, mit Rück-sicht auf bie im August bs. Is. in Hannover ftattfinbenbe Hauptversammlung des 992. ihre Aemter noch ein Sahr weiter zu führen. Der Gauvereins-beitrag wurde auf ber bisherigen Höhe von 3 Mark belassen. — Nunmehr gab Koll. Gerster in großen Zügen bie Tagesordnung ber auf den 8. bis 11. A u g u ft b. 5. festgesesten Hauptversammlung b e s 999-bekannt, welche sic zwar, ben Verhältnissen entsprechend unb um jedem Fach-genoffen aus Nah unb Fern bie Beteiligung zu ermöglichen, in einfachem Rahmen halten, andrerseits aber viel Wissenswertes aus ben verschiedenen, namentlich ben neueren Zweigen bes Vermessungswesens bieten wird. Wir richten schon jetzt unter Hinweis auf bie besonders zentrale Lage ber Kongresz-stadt Hannover an alle Mitglieder bes 9VW. bie dringende Bitte, unsere in vollem Sange befindlichen Borbereitungen ber Tagung durc zahlreichen Besuc zu belohnen unb bei ber Wahl ihres diesjährigen Urlaubs zu berück-sichtigen: „Hauptversammlung des 99%. vom 8.—11.8.1931 in Hannover." — Zum Schlüsse ber Gauversammlung führte noc Herr Prof. Dr. 6 a ft bie Erschienenen durc bie auf mehrere Stockwerke verteilten Räumlichkeiten bes neuen Geodätischen Instituts, in welchem übrigens auc bie Sitzungen unb Borträge der VW.-Tagung stattfinden werben. — Ein zahlreich — auc von ben Damen — besuchter Bierabenb im „Münchner Bürgerbräu", beschloß bie in jeber Hinsicht anregend verlaufene diesjährige Hauptversammlung des Gaues Niedersachsen; möge fie von guter Vorbedeutung für bie August-Tagung bes 99W. fein!                                Radtke.

Gauverein Kurhessen. Hauptversammlung v o m 10. Januar 193 1. Der Vorsitzende, Bermeffungsrat öeßs, erftattete ben Jahresbericht unb wibmete ben im letzten Jahre verstorbenen Kollegen Katasterdirektor N ü ck unb Regierungs- unb Bermeffungsrat B e n f c herzliche Worte bes Geden-kens. Die Vereinstätigkeit konnte unter erfreulicher Beteiligung ber Kollegen, aller Fachrichtungen wie bisher fortgeführt werben. — Am 1. Februar hielt Bermeffungsrat 9 c s einen Bortrag über bas Verfahren bei ländlichen Umlegungen. Am 15. März sprac Stadtvermes-Jungsdirektor Jäkel über bas Thema: „Bodenpolitik ber Stabt Kassel". Am 26. April folgte ein Bortrag bes Regierungs-landmessers Lange über: „Fehlerellipsen bei trigonome-trischen Punkten unb die v o m Beirat für B e r m e f f u n g $ -wefen vorgeschlagenen neuen Fehlergrenzen". Am 11. Ok-tober behandelte Stadtvermessungsdirektor Jäkel ben Reichs-baulandgesegentwurf in einem Bortrag. Am 8. November hielt Stadtlandmesser Rösler einen Lichtbildervortrag über folgendes Thema : „Die geometrischen Instrumente B u r g i’s unb ihre Bedeutung für bie praktische Geometrie". Aus bem Bortrag ging u. a. hervor, baß es Kollegen Rösler durc feine Arbeiten im Hessischen Landesmuseum gelungen ift, Teile eines vollkommen in Vergessenheit ge-ratenen wertvollen Instrumentes Burgi's in ben Beständen bes Magazins zu ermitteln, zu rekonstruieren unb der Museums-Sammlung zuzuführen. Am 6. Dezember sprac Katasterdirektor Sauer über N e i c $ =, Län-der- unb Verwaltungsreform unb das Vermesfungswes fen. — Besonders zu erwähnen ift noch, baß es bem Sauverein gelang, die Sammlung ber Zeitschrift bes 999. in ber hiesigen städtischen Murhard-bibliothek durc Nachlieferung von 20 gebunbenen Sahrgängen fo zu er gänzen, baß bie Sammlung feit dem ersten Erscheinen ber Zeitschrift im Jahre 1872 vollständig ift. Die Zeitschrift wirb vom vorigen Jahr ab von ber Biblio-thek gehalten unb liegt im Lesesaal öffentlich aus. Die Sammlung wirb fomit von jetzt ab laufend ergänzt und steht auc Auswärtigen jederzeit zur Verfügung. — Hiernac erfolgte der Kassenbericht. Der Gauvereinsbeitrag bleibt in der bisherigen Höhe von 3 R9. jährlich bestehen. — Auf Antrag des Vorstandes wurde sodann der Beschlusz gefaszt, den erweiterten Vorstand, aus dem 2 Mitglieder ausgeschieden waren, nicht durc Neuwahl zu ergänzen, sondern für die Zukunft nur noc den engeren Vorstand von drei Mitgliedern bestehen zu lassen: 1. Vorsitzender: Vermessungsrat Ochs. 2. Borsitzender: Regierungsoberlandmesser Schubert. Schriftführer und Kassierer: Stadt-Landmesser Dortans. — Ferner wurde noc beschlossen, im Frühjahr eine Versammlung in Marburg stattfinden zu lassen. — Anschlieszend an den ge-schäftlichen Teil wurden von Herrn Dr.-Ing. h. c. Kennel einige bedeutsame Neuerungen im Instrumentenbau vorgeführt: das neue Fennel’sche Strich-mikroskop mit Feineinstellung und ein Präzisionsnivellierinstrument, in dem gleichzeitig die Stellung der Libelle und der planparallelen Platte im Gesichts-felde des Fernrohres sichtbar ift. Die Versammlung beschloß einen Vortrag des Vorsitzenden über Zeitstudien des Vermessungsingenieurs auf Srund lang-jähriger Erfahrungen bei Zusammenlegungsarbeiten.

Arbeitsgemeinschaft der Höheren Vermessungsbeamten der Städte des Nihein-Main-Gebietes. Die optische Distanzmessung mit dem Neduktionstachy-meter von Boszhardt-Zeis behandelte Herr Vermessungsrat Dr. Herr m a n n = Karlsruhe in einem Vortrag in einer von mehr als 150 höheren Vermessungs-beamten besuchten Versammlung im Vortragssaal des Hauptbahnhofes in Frankfurt a. M. Der Vorsitzende, Vermessungsrat Heyl- Darmstadt, begrüßte die anwesenden Kollegen, sowie die Herren Vertreter der staatlichen und städti-schen Behörden und beglückwünschte den Senior der Arbeitsgemeinschaft, Herrn Regierungslandmesser i. N. $ l än = Wiesbaden, mit sehr anerkennenden Worten zum 75. Geburtstage. Hiernac erteilte der Vorsizende dem Vortra-genden das Wort. — Der Redner gab zunächst einen kurzen Rückblick über die Entwickelung der optischen Distanzmessung von Reichenbac bis Boszhardt und ging bann auf die neuen Doppelbildentfernungsmesser, insbesondere auf bas Voszhardt-3eiß-Tachymeter ein. Die Bestimmung ber Multiplikations-konstanten vor Ingebrauchnahme ber Instrumente ift besonders wichtig, bamit etwaige persönliche Fehler ausgeschaltet werden können. Auc empfiehlt sic eine Wiederholung ber Konstantenbestimmung in gewissen Zeitabschnitten. Für eine mit bem Boszhardt-Zeisz-Tachymeter in Vor- und Rückblick beobach-tetc unb von persönlichen Fehlern befreite Strecke s beträgt ber mittlere Fehler

+ (05 cm + 10800)

Bei Anwendung ber Polarmethode hält ber Redner im Gegensagze zur schwei-zerischen „Anleitung für bie Anwendung ber Polarkoordinatenmethode mit optischer Distanzmessung" ein engmaschiges Polygonnet für zweckmäszig. Schnitts eiten über etwa 50 m Länge füllten namentlich in stark parzelliertem Gelände vermieden werden. Zum Schlusse wurde noc bie Wirtschaftlichkeit ber optischen Messung behandelt unb bie Vorteile gegenüber ber Lattenmessung betont. — In einem zweiten Vortrag sprac Herr Vermessungsassessor Dipl.-Ing. Heckmann- Mannheim über „Neuerungen an geodätischen Instrumen-ten". Der Redner erläuterte ben Gebrauc unb bie Vorteile eines neuen Teil-kreisablesemikroskopes, eines einfachen Präzisionfadenentfernungsmessers, einer Teilstricheinstellvorrichtung an Feinnivellierinstrumenten unb eine Bussolen-ablesevorrichtung. Die Erklärungen wurden von bem Vortragenden durc Licht-bilber in ber Weise ergänzt, das jede Arbeitsphase biefer neuen Instrumente im Lichbilde zu erkennen war. Dadurch ermöglichte ber Redner bie an sich schwierigen Ausführungen leichtverständlic zu gestalten. — Der Vorsitzende bankte ben beiben Rednern für bie äußerft interessanten unb anschaulichen Ausführungen unb schloß hiermit bie anregenbe Zusammenkunft des Bor-mittags. — Um 14 Ahr fand auf dem Festhallengelände eine Vorführung von Instrumenten, unb zwar in erfter Linie bem Reduktionstachymeter von Bosz-hardt-Zeiß und einem Lotstabentfernungsmesser statt. Die Firma Zeis in Sena hatte in liebenswürdiger Weise die Instrumente bereit gestellt; die entsprechen-den Erläuterungen bei der Vorführung der Instrumente gaben Dr. Herrmann-Karlsruhe und der Vertreter der obengenannten Firma, Herr. Dipl.-Ing. Schneider-Sena. Sie erläuterten und gaben jedem Einzelnen mit größter Sach-kenntnis die Vorzüge und Steuerungen der Instrumente bekannt. Auc die Steuerungen an geodätischen Instrumenten, die Herr Vermessungsassessor Dipl.-Ing. Heckmann- Mannheim am Vormittag in feinem Vortrag be-handelt hatte, wurden an mehreren Instrumenten, welche die Firma Breit-haupt-Kassel, kostenlos zur Verfügung gestellt hatte, gezeigt und praktisch vor-geführt. — Um 161/2 Uhr versammelten sic wieder sämtliche Teilnehmer im Bortragssaal des Hauptbahnhofs. Hier wurde durch den Herrn Vertreter der Firma Zeisz-Jena bekannt gegeben, das in Preuszen nun das Reduktions-tachymeter soeben für die Polygonisierung zugelassen worden fei, während die Zulassung für Detailaufnahmen von dem Abschluß der betreffenden Versuchs-meffungen abhänge. Hiernac wurden eine größere Anzahl von photo-grammetrischen Aufnahme- und Auswertegeräten im Lichtbild gezeigt unb in anschaulicher Weise erläutert. — Zum Schlusse lief noc ein Film, der den Lotstabentfernungsmesser bei der praktischen Verwendung auc während des größten städtischen Verkehrs in schöner Weise vorführte. — Der Vorsitzende sprac hierauf besonders dem Vertreter der Firma 3eiß den Dank der Teil-nehmer aus unb schloß bie anregenbe Zusammenkunft.

I. A. H e y l, Vermessungsrat.

Personalnachrichten.

Bayern. Dem am 1. März in ben bauernben Ruhestand tretenden mit Titel unb Rang eines Regierungsobervermessungsrats ausgestatteten Messungsamts-birektor Johann Fischer, Vorstand des Messungsamts Starnberg, wird aus biefem Anlasse bie Anerkennung feiner Dienstleistung ausgesprochen. Auf An-suchen versetzt werden vom 1. März an, ber mit bem Titel unb Rang eines Regierungsobervermessungsrats ausgestattete Messungsamts direktor Karl Stephinger in Stadtamhof auf bie Vorstandsstelle bes Messungsamts Regensburg, ber Messungsamtsdirektor Otto Kreuzer in Cham auf bie Vorstandsstelle bes Messungsamts Starnberg, berufen ber Messungsamts-birektor Josef Schmid in Tirschenreuth auf bie Vorstandsstelle bes Mes-sungsamts Cham, bie Regierungsvermessungsräte I. Kl. Karl £ i n b e r bei ber Landesfinanzamtszweigstelle Regensburg auf bie Vorstandsstelle bes Mes-sungsamts Stadtamhof unter Ernennung zum Messungsamts direktor, Johann Sporer in Schongau auf bie Vorstandsstelle bes Messungsamts Tirschen-reuth unter Ernennung zum Messungsamtsdirektor unb Johann Siegler in Fürstenfeldbruck an bie Landesfinanzamtszweigstelle Regensburg, ernannt ber Vermessungsassessor Ludwig $ o p p in Edenkoben zum Regierungsver-messungsrat beim Messungsamte Kusel.

Thüringen. In den Ruhestand versetzt am 1.11.1930: Vermessungsrat Breitko pf, Gotha; 1.1.1931: Vermessungsrat Honigmann, Eisen-berg. Verstorben: am 30.12.1930: Vermessungsrat i.R. K a y ß n e r, Sonne-berg; am 21.1.1931: Vermessungsrat i. St. Honigmann, Eisenberg. — Aus bem Staatsbienft entlassen: am 12.1.1931: Vermessungsrat H. Win-t e r, Hildburghausen.

Inhalt.

Wissenschaftliche Mitteilungen: Das neue sächsische Landesnivellement, von Richter. — Baulandumlegung, von Lenert. — Die Siedlungsgesetzgebung und ihre praktische Durchführung in Anhalt, von Schulze. — Bücherschau. — Prüfungsnachrichten. — Mitteilungen der Geschäftsstelle.

Verlag von Konrad Wittwer in Stuttgart.

Druck von Carl Hammer (Inh. Wilh. Herget), Hofbuchdruckerei in Stuttgart.
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